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in der Anlage gehen Ihnen je 2 Niederschriften über
die 3.,., die Fortsetzung der 3. und über die 4. Sitzung
der Grundordnungsversammlung Zu. Die beiden letzten
Niederschriften wurden noch nicht von der Grundordnungs-
versammlung genehmigt.
Es wird gebeten, die Niederschriften - gerade auch im
Hinblick auf das am 25. Oktober 1968 stattfindende Hearing -
allen Mitarbeitern zugänglich zu machen. Auf $ 9 Abs. 3 der
Geschäftsordnung der GOV wird hingewiesen, worin es heißt,
daß die Niederschrift an allen schwarzen Brettern der Univer-
sität mindestens 2 Wochen auszuhängen ist.
Eine Zusammenstellung der bisher in der GOV gefaßten Sach-
beschlüsse sowie ein von Herrn Kammerer auf der Grundlage die-
ser Beschlüsse erarbeiteter Entwurf einer Grundordnung werden,















In der Anlage gehen Ihnen die Niederschriften über die
Fortsetzung der 3. Sitzung und über die 4. Sitzung der
Grundordnungsversammlung zu. ;
Ein in Paragraphen gefaßter Entwurf der Grundordnung so-
wie eine Zusammenstellung der Sachbeschlüsse aus den Nieder-










Aufgr=- der in den bisherigen Beratungen der Grundord-
nungstT . lune (GOV) gefaßten Beschlüsse - in 10 ganz-
tägigen P'ensrasitzungen - wurde der anliegende Entwurf




Die GOV hat vor: 1en, diesen Entwurf zu er-änzen -
soweit erforderlich - und ihn dann in 3 Lesr“ an weiter
zu ber Ten.
Der Entwur”?” a=
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Aufgrund der in den bisherigen Beratungen der Grundord-
nungsversammlung (GOV) gefaßten Beschlüsse - in 10 ganz-
tägigen Plenarsitzungen - wurde der anliegende Entwurf




Die GOV hat vorgesehen, diesen Entwurf zu ergänzen -
soweit erforderlich - und ihn dann in 3 Lesungen weiter
zu beraten.
Der Entwurf enthält Vorschriften des Hochschulgesetzes,
die übernommen werden müssen, und Vorschriften, über die
die GOV beschließen muß, Zur Unterscheidung sind im Text
die ergänzenden Vorschriften am linken Rand angestrichen.
INHALTSÜBERSICHT
Erster Abschnitt: Allgemeine Vorschriften
S$S 1 Aufgabe
S$ 2 Rechtsnatur































$ 23 Vorsitz und Sitzungen
Kanzler
S$ 24 Aufgaben
$ 25 Bestellung und Vertretung
Ständige Einheiten für Forschung und_Lehre$ 26 Gliederung der Universität in Fachbereiche
(Fakultäten?) .
$ 27 Mitglieder und Organe
S$ 28 Aufgaben
$ 29 Mitglieder der Fakultät
S$ 30 Wahlverfahren
S$ 31 Stellvertreter und vorzeitiges Ausscheiden
$ 32 Einberufung und Geschäftsordnung
$ 33 Dekan
S 34 Prodekan
$ 35 Zusammenarbeit der Fakultäten




S$ 39 Gründung, Veränderung und Auflösung
S 40 Zentrale Universitätseinrichtungen

















(1) Die Universitäten vercinigen Forschung und Lehre im
Dienste an den Wissenschaften. Sie bereiten zugleich
auf Berufe vor, für die ein wissenschaftliches Studium
vorgeschrieben oder nützlich ist, Darüber hinaus neh-
men sie sich der wissenschaftlichen Fortbildung an.
(2) Im Rahmen dieser Aufgaben obliegt den Universitäten
auch die soziale Förderung ihrer Angehörigen,
Die GOV hat für evtl. andere Formulierungen einen Ausschuß
gebildet. Nach Vorliegen des Ergebnisses ihrer Beratungen
wird hier ggf. ergänzt.
S_2_Rechtsnatur
(1) Die Universität Stuttgart ist eine Körperschaft des
Öffentlichen Rechts. Sie ist frei in Forschung und Leh-
re. Im Rahmen der Gesetze verwaltet sie ihre Angelegen-
heiten nach den Vorschriften dieser Grundordnung selbst.
(2) Die Universität Stuttgart führt ein eigenes Wappen und
Siegel.
S$_3_Angehörige
(1) Der Universität gehören an:
1. die Angehörigen des Lehrkörpers
2. der Kanzler
3. die Ehrensenatoren
4. die immatrikulierten Studenten
5. die an ihr tätigen, nicht unter Nr. 1 fallenden Beam-
ten, Angestellten und Arbeiter
| (2) Die Angehörigen der Universität haben im Rahmen ihres je-
weiligen Aufgabenbereiches dafür zu sorgen, daß die Uni-
versität ihre Aufgaben erfüllen kann,
(3) Die Angehörigen des Lehrkörpers, die nicht entpflichtet
oder zur Ruhe gesetzt sind, sowie die immatrikulierten
Studenten sind verpflichtet, Ehrenämter in der Selbst-
verwaltung der Universität in angemessenem Umfang zu
übernehmen. Die Angehörigen des Lehrkörpers und die Stu-
denten können von dem Gremium der Universitätoder der
Studentenschaft, das ihnen Aufgaben übertragen will, be-
freit werden, wenn sie bereits in angemessenem Umfang in
der Selbstverwaltung tätig waren oder aus gesundheitli-
chen Gründen der Aufgabe nicht gewachsen wären.
Zweiter Abschnitt:
Organe und Gliederung der Universität
Rektor
S_4_Aufgaben
(1) Der Rektor steht an der Spitze der Universität. Er ver-
tritt in allen grundsätzlichen Angelegenheiten die Gesamt-
universität.
(2) Der Rektor ist Vorsitzender des Senats und des Verwaltungs-
rats. Er bereitet die Beschlüsse der Senate vor und führt
sie aus. Er unterrichtet den Senat und den Verwaltungsrat
über seine Amtsführung und erteilt beiden Organen auf Ver-
langen darüber Auskunft.
(3) Hält der Rektor Beschlüsse der Senate für rechtswidrig,
so hat er sie zu beanstanden und auf Abhilfe zu dringen.
Kommt keine Einigung zustande, so hat er die Rechtsauf-
sichtsbehörde zu unterrichten.
(4) Der Rektor leitet die akademische Verwaltung nach den
Beschlüssen und Richtlinien der Senate. Grundsätzliche
Angelegenheiten hat er dem Senat zur Entscheidung vor-
zulegen. In unaufschiebbaren Fällen kann er die Ent-
Scheidung selbst treffen und muß dann den Senat so bald
als möglich unterrichten. Der Rektor vertritt in diesem
Bereich die Universität gerichtlich und außergerichtlich
und erledigt in eigener. Zuständigkeit die Geschäfte der
laufenden Verwaltung. Dabei wird er vom Kanzler unter-
stützt, der insoweit an seine Weisungen gebunden ist,
(5) Der Rektor übt das Hausrecht in der Universität aus, Er
ist dabei an die gemeinsam vom Senat und vom Verwaltungs-
rat zu erlassende Hausordnung gebunden.
S_3_Amtszeit_und_Wiederwahl
(1) Der Rektor wird vom Großen Senat für die Dauer von 4 Jah-
ren gewählt. Die Amtszeit beginnt am 1. April (1. Sept.?)
und endet am 31. März (31. August?) des vierten darauf-
folgenden Jahres.
N1
(2) Wählbar ist jeder ordentliche Professor, Einmalige Wieder-
wahl ist zulässig,+
a } (3) Die Wahl und die Wi-°derwehl können abgelehnt werden.
$_6_Wahlverfahren
(1) Die Wahl findet in der Regel 1 Jahr vor dem Amtsantritt
statt.
(2) Für die Wahl ist der Große Senat zuständig. Der Senat be-
stellt für die Vorbereitung der Rektorwahl spätestens 2 Mo -
nate vor der Wahl einen Ausschuß, Diesem müssen 4 Vertreter
der ordentlichen Professoren, 1 Vertreter des Lehrkörpers
gemäß S$ 16 Abs. 1 Ziff. 2 - 6 HSchG, 1 Vertreter des Lehr-
ie
3
körpers gemäß $ 16 Abs, 2 HSchG und 1 Vertreter der Stu-
dentenschaft angehören. Ein Ausschußmitglied wird vom Se-
nat zum Vorsitzenden bestimmt.
(3) Dem Nominierungsausschuß können Vorschläge eingereicht
werden, die von mindestens 15 Mitgliedern des Großen Se-
nats oder 100 Mitgliedern der Universität unterzeichnet
sein müssen. Den Vorschlägen muß eine Erklärung des Vor-
geschlagenen beigefügt werden, daß er mit der Nominierung
einverstanden ist, Der Nominierungsausschuß prüft die Vor-
schläge und legt sie dem Vorsitzenden des Großen Senats vor.
(4) Werden keine Wahlvorschläge oder nur einer vorgelegt, so
hat der Nominierungsausschuß einen eigenen Vorschlag auf-
zustellen und dem Vorsitzenden des Großen Senats vorzule-
gen. Die Kandidaten werden vom Nominierungsausschuß der
Hochschulöffentlichkeit vorgestellt.
(5) Für die Wahl ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der stimmberechtigten Mitglieder des Großen Senats erfor-
derlich. Die Anwesenheit wird vor Beginn der Wahlhandlung
festgestellt. Ist der Große Senat nicht beschlußfähig,
wird nach spätestens 2 Wochen eine weitere Sitzung abge-
halten, in der der Große Senat ohne Rücksicht auf die Zahl
der Anwesenden beschlußfähig ist,
(6) Die Wahlhandlung wird vom Vor--*-anden des Großen Senats
geleitet.
(7) Das Wahlrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Die
Wahl ist geheim und schriftlich.
(8) Gewählt ist im 1. Wahlgang, wer die absolute Mehrheit der
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Wird diese Mehr-
heit nicht erreicht, so findet ein 2. Wahlgang statt. Da-
bei ist ebenfalls der Kandidat gewählt, der die absolute
Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Wird
diese Mehrheit noch nicht erreicht, so findet ein 3. Wahl-
gang statt, in dem dann der gewählt ist, der die meisten
Stimmen erhält, Bei Stimmengleichheit wird eine Stichwahl
durchgeführt, Bei nochmaliger Stimmengleichheit entschei-
det das Los,
Der Gewählte erklärt anschließend an die Wahl, ob er die
Wahl annimmt, Lehnt er die Wahl ab, so entscheidet der
Vorsitzende, ob eine erneute Wahl sofort oder in einer
erneut einzuberufenden Sitzung des Großen Senats durch-
zuführen ist. Diese Sitzung muß spätestens 1 Monat nach
der erfolglosen Wahl stattfinden. Der Nominierungsaus-
Schuß muß erforderlichenfalls entsprechend der Absätze
3 und 4. erneut tätig werden.
(9) Scheidet der Rektor vorzeitig aus, so wird der neue Rek-




(1) Lehnt der Große Senat den Rechenschaftsbericht bei der
jährlichen Vorlage ab, so muß innerhalb von 14 Tagen eine
neue Sitzung des Großen Senats einberufen werden.
(2) In dieser Sitzung muß der Rektor die Vertrauensfrage stel-
len. Erhält er dafür keine Mehrheit der anwesenden Mitglie-
der, dann ist er damit abgewählt.
(3) Im Falle der Abwahl muß in derselben Sitzung ein neuer
Rektor gewählt werden. Kommt eine Wahl nicht zustande,
so ist innerhalb 1 Monats eine nochmalige Sitzung einzu-
berufen. Der Nominierungsausschuß muß erforderlichenfalls
nach $S$ 6 Abs, 3 und 4 tätig werden.
(4) Kommt im Falle des Abs. 3 eine Neuwahl nicht sofort zu-
stande, dann leitet bis zu einer Neuwahl der Prorektor
die Universität.
Prorektor
S5_8_Aufgabr "=" 7eit_und_ Wiederwahl
(1) Der Rektor wird durch den Prorektor vertreten. Sind beide
verhindert, so führt jeweils der an Lebensjahren älteste
"naresende Dekan die Geschäfte des Rektors.
(2) Der Prorektor wird vom Senat auf die Dauer von 2 Jahren
gewählt. Die Amtszeit beginnt 1 Jahr nach der Amtszeit
des Rektors.
(3) Wählbar ist jedes Mitglied des Lehrkörpers i. S. von
$ 16 Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 4 HSchG, das nicht dem Fach-
bereich angehört, zu dem der Rektor vor seiner Wahl ge-
hört hat. Mehrmalige Wiederwahl ist zulässig.




(1) Die Wahl findet in der Regel 6 Monate vor dem Amtsantritt
statt.
(2) Der Rektor schlägt dem Senat einen Kandidaten vor. Dieser
bedarf der Wahl durch den Senat. Ist bereits ein neuer Rek-
tor gewählt, der sein Amt noch nicht angetreten hat, so
ist dessen Einvernehmen zu dem Vorgeschlagenen herbeizu-
führen. Wird der Vorgeschlagene nicht gewählt, ein Einver-
nehmen mit dem künftigen Rektor nicht erzielt oder schlägt
der Rektor niemand vor, dann wird vom Vorsitzenden des
Großen Senats ein Nominierungsausschuß nach S 6 Abs. 2
gebildet. Für das Verfahren dieses Nominierungsausschusses
gelten die Vorschriften wie bei der Rektorwahl entsprechend.
(3) Scheidet der Prorektor vorzeitig aus, so wird der neue Pro-
rektor für die volle Amtszeit gewählt,
Großer Senat
$_10_Aufgaben
Der Große Senat hat folgende Aufgaben:
1. Beschluß über die Änderung der Grundordnung
2. Wahl des Rektors
3. jährliche Entgegennahme und Erörterung des Rechen-
Sschaftsberichts des Rektors
Behandlung von Angelegenheiten, die ihm durch Be-
Schluß des Senats oder Verwaltungsrats zugewiesen
sind.
S_11_Mitglieder





3. die Dekane und Prodekane
4. 28 ordentliche und außerordentliche Profsssoren auf
die Dauer von 4 Jahren
5° 9 Angehörige des Lehrkörpers nach S 16 Abs. 1 Nr. 2
4, 5 und 6 HSchG auf die Dauer von 2 Jahren
6. 9 Angehörige des Lehrkörpers nach S 16 Abs. 2 Nr. 1
und 2 HSchG auf die Dauer von 2 Jahren
7. 10 Angehörige des Lehrkörpers nach $ 16 Abs. 2 Nr. 3
und 4 HSchG auf die Dauer von 2 Jahren
8. 28 Vertreter der Studentenschaft auf die Dauer von
1 Jahr
9. der Kanzler mit beratender Stimme
10. 3 Vertreter des technischen und Verwaltungspersonals
auf die Dauer von 2 Jahren mit beratender Stimme,
S$_12_Wahlverfahren
(1) Die Wahl der Mitglieder des Großen Senats und deren Stell-
vertreter erfolgt von allen Mitgliedern ihrer Gruppe, die
der Vertreter der Studentenschaft von dieser in getrennten
Wahlgängen in unmittelbarer und geheimer Wahl.
(2) Der Rektor bereitet die Wahl vor und führt sie durch. Er
kann Mitglieder der Universität zu seiner Unterstützung
hinzuziehen,.
k
(3) Gewählt wird aufgrund von Wahlvorschlägen unter Berück-
Sichtigung der Grundsätze. der Verhältniswahl., Die Wahl-
vorschläge dürfen höchstens doppelt so viel Bewerber ent-
halten, wie Mitglieder zu wählen sind, Jeder Wähler hat
soviel Stimmen, wie Mitglieder zu wählen sind. Die Ver-
bindung von Wahlvorschlägen ist unzulässig. Wahlvorschlä-
ge der in $ 11 Nr. 4 - 7 aufgeführten Gruppen müssen von
mindestens 10 Mitgliedern dieser Gruppen, Wahlvorschläge
der Studenten von mindestens 50 Studenten unterzeichnet
sein. Mit dem Wahlvorschlag ist das schriftliche Einver-
ständnis des Bewerbers einzureichen. Ein Bewerber darf
sich nicht in mehrere Wahlvorschläge aufnehmen lassen.
Ein Wahlberechtigter kann für dieselbe Wahl nur 1 Wahl-
vorschlag unterzeichnen.
(4) Sind mehrere Wahlvorschläge eingereicht, so sind als Mit-
glieder diejenigen Bewerber gewählt, die die höchsten
Stimmenzahlen erreicht haben. Als Stellvertreter ist ge-
wählt, wer auf demselben Wahlvorschlag wie das gewählte
Mitglied die nächste Höchstzahl erreicht hat, Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das Los,
(5) Wird nur ein gültiger oder kein Wahlvorschlag eingereicht,
findet eine Mehrheitswahl ohne Bindung an die vorgeschla-
genen Bewerber statt.
Ein Wahlberechtigter, der verschiedenen Gruppen angehört,
ist nur in einer Gruppe wahlberechtigt. Er hat vor der Wahl
eine Erklärung darüber abzugeben, welcher Gruppe er als
Wahlberechtigter angehören will.
(7) Die Wahlprüfung ist Sache des Senats,
(6)
S_13_Vorsitz
Der Große Senat wählt aus seiner Mitte für die Dauer von 2 Jah-




(1) Der Große Senat ist mir“-5stens einmal jährlich vom Vor-
sitzenden einzuberufen. Er ist ferner einzuberufen, wenn
der Rektor, der Senat oder ein Drittel der' Mitglieder des
Großen Senats es fordern. Die Einladung zu der Sitzung und
die Tagesordnung sind den Mitgliedern mindestens eine Wo-
che vorher schriftlich mitzuteilen.
(2) Änderungen der Grundordnung können von Universitätsein-
richtungen, von Ständigen Einheiten sowie von Senatsmit-
gliedern beim Senat beantragt werden, Vom Senat angenom-
mene Anträge sind an den Großen Senat zu leiten. Unmittel-
bar an den Großen Senat können nur Anträge gestellt werden,
die von mindestens 20 Mitgliedern des Großen Senats unter-
schrieben sind.
$_13_Öffentlichkeit
Der Große Senat tagt hochschulöffentlich, wenn er nicht aus-
nahmsweise etwas anderes selbst beschließt,
Der Senat
$_16_Aufgaben
(1) Der Senat entscheidet über alle Angelegenheiten der Uni-
versität, soweit sie nicht in der Grundordnung einem an-
deren Organ, den Ständigen Einheiten für Forschung und
Lehre oder den Universitätseinrichtungen übertragen sind.
(2) Der Senat kann die Entscheidung über eine Angelegenheit
dem Großen Senat zuweisen.
(3) Der Senat ist insbesondere zuständig für
1. die Hochschulpolitik;
2. die Hochschulreform als ständige Aufgabe;
3. den Hochschulgesamtplan:
4. die Bildungspolitik;
5. die Überwachung und Koordination der Arbeiten der
Ständigen Einheiten:
(2A
6. die Sicherung der funktionsgerechten Mitwirkung
der Gruppen in der Universität;
7+ Berufungen;
8, Verleihung der Würde eines Ehrendoktors, Ehrensenators;
9. Erlaß der Habilitationsordnung;
10. Erlaß der Promotionsordnung;
11. Einrichtung neuer Studiengänge;
12. Vorbereitung von Grundordnungsänderungen;
13. Einrichtung neuer Lehrstühle oder Änderung ihrer Fach-
richtung im Einvernehmen mit dem Verwaltungsrat;
14, Ernennungsvoraussetzungen für die Mitglieder des Lehr-
körpers; |
15. Festsetzung der Ausbildungskapazitäten;
16, Bestellung der Mitglieder des Schlichtungsausschusses;
17. Bestellung der Mitglieder des Disziplinarausschusses;
18. Erlaß einer Verfahrensordnung für Disziplinarsachen;
19. Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses;
20. Besetzung der Stellen der Leiter zentraler Universi-
tätseinrichtungen;
21. Genehmigung der Geschäftsordnungen der Ständigen Ein-
heiten; |
22. Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats;
23. Genehmigung der Ordng. der einzelnen Gruppen
24. Wahl der Mitglieder des Studentenwerks;
25. Wahl des Kanzlers und seines Stellvertreters,
$_17_Mitglieder
(1) Dem Senat gehören mit vollem Stimmrecht an:
1. der Rektor als Vorsitzender
2. der Prorektor als stellvertr-tender Vor-itzender
3. die Dekane
4, 3 ordentliche und außerordentliche Professoren auf
die Dauer von 4 Jahren
2° 3 Mitglieder des Lehrkörpers nach 8 16 Abs. 1 Nr. 2;
4, 5 und 6 HSchG auf die Dauer von 2 Jahren
6. 3 Mitglieder des Lehrkörpers nach $ 16 Abs. 2 Nr.
bis 4 HSchG auf die Dauer von 2 Jahren
/° 3 Vertreter der Studentenschaft auf die Dauer von
1 Jahr
4
(2) An den Sitzungen des Senats nehmen mit berstender Stimme
teil:
L., der gewählte Rektor und Prorektor vor ihrem Amts-
antritt
2. der Kanzler
3. 3 Vertreter des technischen und Verwaltungspersonals
4. die Leiter der zentralen Universitätseinrichtungen in






(1) Die Vertreter der ordentlichen und außerordentlichen Profes-
soren und die Vertreter nach S$S 16 Abs, 1 Ziff. 2, 4, 5 und
6 HSchG werden in getrennten Vollversammlungen gewählt. Die
Vertreter nach S 16 Abs. 2 HSchG und die Vertreter der Stu-
dentenschaft werden in der Vertreterversammlung des Akade-
mischen Mittelbaues (S ) und im Studentenparlament ge-
wählt.
(2) Die Wahl ist geheim. Wiederwahl ist zulässig. Gewählt wird
aufgrund von Wahlvorschlägen, die nur 1 Namen enthalten dür-
fen. Sie müssen von mindestens 10 Wahlberechtigten der be-
treffenden Gruppe unterzeichnet werden. Jeder Wahlberechtigte
hat soviel Stimmen, wie Mitglieder und Stellvertreter zu wäh-
len sind.
(3) Gewählt ist, wer im 1. Wahlgang die absolute Mehrheit erhält,
im 2. Wahlgang die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Bei Stimmengleichheit im 2, Wahlgang erfolgt zwischen den
beiden Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl eine Stichwahl.
Die Versammlungen sind beschlußfähig, wenn mindestens die
Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
(4) Im übrigen gelten die Vorschriften des $ 12 entsprechend,
(5) Der Rektor überprüft die Wahl.
S_19_Vorsitz_und_ Sitzungen
&gt;
(1) Der Rektor ist Vorsitzender des Senats. Stellvertreten-
der Vorsitzender ist der Prorektor.
(2) Der Rektor soll den Senat während der Vorlesungszeit
einmal monatlich einberufen. Er hat ihn einzuberufen,
wenn 5 Mitglieder oder ein Dekan dies auf Beschluß einer
Ständigen Einheit es verlangen.
(3) Die Sitzungen des Senats sind nicht öffentlich.
(4) Der Senat kann bei der Beratung einzelner Angelegenhei-




(1) Der Senat kann beschließende oder beratende Ausschüsse
bilden. Zu Ausschußmitgliedern können auch Mitglieder
der Universität bestellt werden, die nicht dem Senat
angehören.
(2) Den Vorsitz in den Ausschüssen führt der Rektor. Er kann
mit Zustimmung des Senats den Vorsitz auf den Prorektor
oder ein Mitglied des Ausschusses übertragen. Der Rektor,
der Prorektor und der Kanzler können an den Sitzungen
der Ausschüsse teilnehmen, denen sie nicht als Mitglieder
angehören.
(3) Die Ausschüsse können .zu ihren Beratungen Ssachkundige Mit-
glieder der Universität oder Sachverständige hinzuziehen.
(4) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse ist auf die Art
der Aufgaben zu achten. Die einzelnen Gruppen sind auf
Wunsch bei der Zusammensetzung entsprechend ihrer Betei-
ligung im Senat zu berücksichtigen. Die Vertreter der




(1) Der Verwaltungsrat berät den Rektor und den Kanzler
in allen wichtigen Angelegenheiten der Universität,
Der Verwaltungsrat bereitet die Planung für die Ent-
wicklung der Universität und die Zusammenarbeit mit
anderen Bildungseinrichtungen vor und sorgt im Zusam-
menwirken mit den anderen Organen der Universität für
einen wirtschaftlichen und‘ sparsamen Einsatz der der
Lehre und Forschung dienenden Mittel.
(2) Der Verwaltungsrat beschließt in folrenden A-”-&gt;l1egen-
heiten:
1. Aufstellung des Haushaltsvoranschlags;
2. Verteilung der der Universität zugewiesenen Mit-
tel und Stellen; Zr
Entscheidungen über das Universitätsvermögen, so-
weit sie über den Rahmen der laufenden Verwaltung
hinausgehen;
Planung der baulichen Entwicklung;
Entscheidung über Grundstücks- und Raumverteilung;






(1) Dem Vervaltung,rat gehören an:
1. der Rektor
2. der Kanzler
3. 4 vom Senat auf vier Jahre zu wählende Mitglieder.
(2) Von den Mitgliedern nach Abs. 1 Nr, 3 muß eines Dozent
| sein. Unter den übrigen Mitgliedern sollen der Prorektor
und andere Senatsmitglieder sein.
(3) Von den in Abs, 1 Nr, 3 bezeichneten Mitgliedern schei-
det jedes Jahr ein Mitglied aus; Wiederwahl ist zulässig.
Bei der ersten Wahl zum Verwaltungsrat wird je ein Mit-
glied auf die Dauer von vier Jahren, drei Jahren, zwei
Jahren und einem Jahr gewählt.
(4) An den Sitzungen des Verwaltungsrats sind ein Vertrete:
der Angehörigen nach $ 16 Abs. 2 Nr. 2 - 4 HSchG, ein
Vertreter der Studentenschaft und ein Vertreter des tech-
nischen und Verwaltungspersonals zur Teilnahme berechti mt
Sie werden vom Senat aus seinen Mitgliedern für die Dauer
eines Jahres gewählt.
a 5_23_Sitzungen und _Vorsrrenger
1) Der Rektor ist Vorsitzender des Verwaltungsrats. Ist de
Prorektor Mitglied, dann ist er Stellvertretender Vorsit
zender, im anderen Fall der Kanzler,
Der Verwaltungsrat wird vom Vorsitzenden nach Bedarf ein-
berufen. Er ist einzuberufen, wenn der Senat oder ein Mit
glied des Verwaltungsrats es verlangt.
(3) Der Verwaltungsrat kann zu der Beratung einzelner Angei
genheiten Sachkundige Mitglieder der Universität oder
Sachverständige hinzuziehen.
(4) Die Sitzungen des Verwaltur--rats sind nicht öffentlicn
Der KanzlerANZLET
5_24_ Aufgaben
(1) Der Kanzler ist Leiter der Personal- und Wirtschaftsver-
waltung und vertritt insoweit die Universität gerichtli«
und außergerichtlich. Er erledigt in diesem Bereich i
eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwal
tung. In wichtigen Angelegenheiten handelt er im Benehnr
mit dem Verwaltungsrat, Er informiert den Rektor und de:
Verwaltungsrat regelmäßig über seine Geschäftsführung un
(2)
erteilt dem Senat und dem Verwaltunrsrat auf dessen Ver-
langen über sie Auskunft.
Der Kanzler bereitet die Beschlüsse des Verwaltungsrats
vor und führt sie aus, Hält er Beschlüsse des Verwaltungs -
rats für rechtswidrig, so hat er sie zu beanstanden und
auf Abhilfe zu dringen, Kommt keine Einigung zustande, ist
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.
(3) Der Kanzler unterstützt den Rektor bei der Führung der




(1) Der Kanzler ist Beamter auf Zeit. Seine Amtszeit beträgt
acht Jahre, bei unmittelbarer Wiederernennung nach Ablauf
der Amtszeit zwölf Jahre. Die Amtszeit beginnt mit dem
Amtsantritt; im Falle der Wiederernennung schließt sich
die neue Amtszeit an das Ende der vorangegangenen an. Der
Kanzler soll die Befähigung zum Richteramt oder zum höhe-
ren Verwaltungsdienst haben.
(2) Der Kanzler wird aufgrund eines gemeinsamen Vorschlags
des Kultusministeriums und des Senats vom Ministerpräsi-
denten ernannt, Der Senat beschließt über den Vorschlag
nach Anhörung des Verwaltungsrats in schriftlicher und
geheimer Abstimmung.
Der Stellvertreter des Kanzlers wird vom Kultusministerium
bestellt. Er muß die Befähigung zum Richteramt oder zum
höheren Verwaltungsdienst haben, wenn nicht der Kanzler
diese Befähigung hat. Der Senat hat ein Vorschlagsrecht,.
Er beschließt über den Vorschlag nach Anhörung des Verwal-
tungsrats und des Kanzlers in schriftlicher und geheimer
Abstimmung.
(3)
Ständige Einheiten für Forschung und Lehre
S_26_Gliederung der Ur*----ität in f-e-*areiche (Fakultäten?)
(1) Die Fachher-iche (Fakultäten?) sind die Ständigen Ein-
heiten für Forschung und Lehre,
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(1) Mitglieder des Fachbereichs (der Fakultät?) sind die
Angehörigen seines Lehrkörpers, die an ihm oder in zu
ihm gehörigen Universitätseinrichtungen tätigen, nicht
zum Lehrkörper gehörenden Beamten, Angestellten und Ar-
beiter sowie die Studenten der betreffenden Fachrichtung.
.£) Organe des Fachbereichs sind die Fakultät (Fachbereichs-
rat), der Dekan (Fachbereichsleiter) und der Prodekan
(stellvertretender Fachbereichsleiter).
S_25_Aufgaben
(1) Die Fachbereiche tragen, unbeschadet der Gesamtverant-
wortung der Universität, die Verantwortung für die Er-
füllung der Aufgaben der Universität in Forschung und
Lehre.
(2) Zu ihren Aufgaben gehören insbesondere
‚. Aufstellung von Berufungslisten;
Vorschläge zur Ernennung von Honorarprofessoren, Ab-
teilungsvorstehern, Wissenschaftlichen Räten, außer-
planmäßigen Professoren, Universitätsdozenten und
Privatdozenten;
Vorschläge zur Besetzung der den Fachbereichen selbst
zugewiesenen Personalstellen;
Vorschläge für die Erteilung von Lehraufträgen;
Vorschläge für die Bestellung von Gastprofessoren und
Gastdozenten;
Zustimmung für die Abhaltung von Einzelvorträgen, wenn
ein Honorar gewährt werden soll;
Haushaltsanträge zum Ausbau des Lehrkörpers im engeren
Sinne nach $ 16 Abs, 1 HSchG;
8. Habilitationen;
9. Aufstellung von Habilitationsordnungen für den Senat;
10. Vorschläge für Ehrungen;
11. Promotionen;
12. Aufstellung von Diplom- und anderen Prüfungsordnungen;
13. Einsetzung von Studienplankommissionen und Überwachung
der Tätigkeit der Studienplankommission;
14, Aufstellung und Koordination des Angebots an Lehrveran-
staltungen;
15. Förderung und Koordinierung der Forschungsprogramme;
16. Durchführung von Besprechungen über die Lehrveranstal-
tungen und Prüfungen in jedem Semester (mit allen in-
teressierten Studenten);
Bau- und Raumprogramm, Entwicklungsplan, soweit Fach-
bereich betroffen;
Haushaltsanträge personeller und sachlicher Art für die
unmittelbaren Aufgaben des Fachbereichs sowie Verwendung
bzw. Verteilung von Haushaltsmitteln oder -stellen, so-
weit sie dem Fachbereich pauschal zugeteilt werden;
Auf Antrag eines Mitglieds des Fachbereichs Besprechung
in der Fakultät über die dem Verwaltungsrat einzureichen-
den Haushaltsanträge der einzelnen Universitätseinrich-




20. Anträge für Einstellungen und Beförderungen für die
dem Fachbereich direkt zugeordneten wissenschaftli-
chen Mitarbeiter;
Auf Antrag eines Mitglieds des Fachbereichs Beratung
in der Fakultät über die Beschäftigung der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter (Angehörige des Lehrkörpers
$ 16 Abs. 2 Nr. 2 und 3 HSchG sowie nach Nr. 4, sofern
sie nur vorübergehend in Ermangelung einer Stelle nach
Nr. 2 oder 3 im Angestelltenverhältnis beschäftigt
sind), insbesondere bei Kontroversen hinsichtlich Ein-
stellung, Vereinbarung des Aufgabenbereichs mit den
Universitätseinrichtungen und Entlassung;
22. Einsetzung von Prüfungskommissionen.
a
La
5_29_Mitglieder der Fakultät ‚Fakultät = Versammlung von Mit-
gliedern eines Fachbereichs)
(1) Der Fakultät gehören an:
SEA
1. Dekan und Prodekan;
? die hauptamtlich an der Universität Stuttgart im Fach-
bereich tätigen Universitätslehrer nach S 16 Abs. 1
Nr. 1 und 2 HSchG, durch Fakultätsbeschluß erweitert
um Universitätslehrer nach Nr. 3 - 6 HSchG;
Vertreter der Gruppen
a) der Dozenten nach $S 16 Abs. 1 Nr. 3 - 6 HSchG;
b) der Akademischen Mitarbeiter nach S 16 Abs. 2
Nr. 2 - 4 HSchG;
c) der Studenten;
d) des technischen und Verwiltungsversonals.
(2) Die in Abs. 1 Nr. 3a - © genannten Gruppen entsenden
bei bis zu elf Mitgliedern nach Abs. 1 Nr. 2 je zwei
bei mehr als elf Mitgliedern " " "nm u je drei
bei mehr als vierzehn " a A ” un  Mn/Ge vier
Vertreter, die in Abs, 1 Nr. 3 d genannte Gruppe 2 Vertreter.
(3) Überschreitet die Anzahl der Mitglieder der Fakultät die
Zahl 25, dann kann die Fakultät beschließen, daß für be-
stimmte oder alle Aufgaben eine repräsentativ zusammen-
gesetzte engere Fakultät gewählt wird. Die ganze Fakultät
tritt mindestens einmal jährlich zur Neuwahl der engeren
Fakultät zusammen, Größe und Zu-
sammensetzung der engeren Fakultät werden jeweils von
der ganzen Fakultät beschlossen. Dabei muß das Zahlen-
verhältnis der in Abs, 2 und 3 genannten Gruppen ge-
wahrt bleiben.
(4) Alle Mitglieder der Fakultät haben in allen Angelegen-
heiten des Fachbereichs gleiches Stimmrecht. Die ent-
pflichteten Professoren haben Sitz und Stimme in der





(1) Die Vertreter der Dozenten und ihre Stellvertreter wer-
den in einer Vollversammlung ihrer Gruppe im Fachbereich
ohne Wahlvorschläge gewählt. Gewählt ist, wer die meisten




(2) Die Vertreter der Akademischen Mitarbeiter und ihre Stell-
vertreter werden in einer Vollversammlung ihrer Gruppe im
Fachbereich gewählt. Die Wahlvorschläge, die nur 1 Namen
enthalten dürfen, müssen von mindestens 5 Wahlberechtig-
ten unterzeichnet sein. Wahlberechtigt sind alle haupt-
amtlich in der Universität tätigen akademischen Mitarbei-
ter, wenn sie wenigstens halbtägig und auf länger als
1 Jahr angestellt sind, Gewählt ist, wer im 1. Wahlgang
die absolute Mehrheit der Stimmen der Anwesenden erhält.
Erreicht kein Bewerber diese Stimmenzahl, dann ist im
2. Wahlgang der gewählt, auf den die meisten abgegebenen
Stimmen entfallen. Bei Stimmengleichheit erfolgt eine
Stichwahl.
(3) Die Vertreter des technischen und Verwaltungspersonals
und ihre Stellvertreter werden in einer Vollversammlung
ihrer Gruppe im Fachbereich gewählt. Für die Wahl gilt
Abs. 2 entsprechend.
(4) Die Vertreter der Studentenschaft werden durch die je-
weils zuständigen Fachschaften gewählt. Das Wahlverfah-
ren wird in der Satzung der Studentenschaft geregelt.
(5) Die Wahl ist geheim. Sie ist vom Dekan durchzuführen.




$_31_Ste1&gt; rs "ATer und vor” 7F+res_Ausscheiden
(1) Die Mitglieder des Fachbereichs nach S 29 Abs. 1Nr. 1
und 2 können sich nicht vertreten lassen.
(2) Ist ein Mitglied des. Fachbereichs nach $S 29 Abs. 3 ver-
hindert, wird es durch seinen Stellvertreter vertreten.
(3) Scheidet ein gewähltes Mitglied vorzeitig aus, so tritt
an seine Stelle sein Stellvertreter. An dessen Stelle
tritt der mit der nächsthöheren Stimmenzahl Gewählte.
Ist niemand da, so findet eine Nachwahl statt. Dabei




(1) Der Dekan beruft die Sitzungen ein und erstellt eine
Tagesordnung.
(2) Jede Fakultät gibt sich eine Geschäftsordnung.
$_33_Dekan
(1) Der Dekan vertritt die Fakultät und führt die laufenden
Geschäfte, Er ist Vorsitzender der Sitzungen, bereitet
deren Beschlüsse vor und führt sie aus. In allen Fällen
von Bedeutung hat er einen Beschluß der Fakultät herbei-




(2) Der Dekan wird durch die Mitglieder der Fakultät für zwei
Jahre gewählt. Einmalige Wiederwahl ist möglich. Wählbar
sind die ordentlichen und außerordentlichen Professoren,
die im Zeitpunkt der Wahl mindestens 2 Jahre der Univer-
sität angehört haben. Die Annahme der Wahl ist Pflicht.
Bei der Wahl für eine 2. Amtsperiode kann die Wahl abge-
lehnt werden.
(3) Die Amtszeit beginnt jeweils am 1. April. Die Wahl soll
zu Beginn des vorhergehenden Semesters erfolgen.
m
= X\ S_34_Prodekan
(1) Der aus dem Amt scheidende Dekan wird Prodekan., Er ver-
tritt den Dekan.





(1) In Angelegenheiten, die die Belange mehrerer Fakultäten
betreffen, sollen die Fakultäten zusammenarbeiten,
(2) Auf Antrag einer der beteiligten Fakultäten finden gemein-
same Sitzungen statt. Den Vorsitz führt der als Lehrstuhl-
inhaber dienstälteste Dekan.
(3) In Zweifelsfällen entscheidet der Senat, welche Fakultä-
ten betroffen sind.
(4) Bei der Aufstellung von Studienplänen und Prüfungsordnun-
gen sind die fachlich beteiligten Universitätslehrer ande-
rer Fakultäten zu der Beratung hinzuzuziehen.
(5) Ein Lehrstuhlinhaber kann außer seiner Fakultät aufgrund
eines Fakultätsbeschlusses anderen Fakultäten angehören,
S_36_Zugehörigkeit der Lehrstühle
(1) Jeder Lehrstuhl ist einem Fachbereich zugeordnet, Die
Zuteilung beim Inkrafttreten der Grundordnung ist in
einer Anlage festgestellt.
(2) Die Zuordnung kann im Einvernehmen der beteiligten Fach-
bereiche und bei Zustimmung der Betroffenen geändert
werden. Dazu ist die Zustimmung des Senats erforderlich,
S_37_Studienplankommssionen
(1) Für jeden Studiengang an der Universität Stuttgart wird
eine Studienplankommission gebildet, deren Aufgabe es
ist, Angebot und Zeitablauf des Studiums, die Lehrmetho-
den und die Prüfungsordnung für diese Studienrichtung
festzulegen und zu beschließen.
(2) Gegen Beschlüsse der Studienplankommissionen haben die
zuständigen Fachbereiche ein Einspruchsrecht. Über den
Einspruch entscheidet eine gemeinsame Versammlung der
zuständigen Fachbereiche und der betroffenen Universitäts-
lehrer aus anderen Fachbereichen. Die für jede Studien-
richtung zuständigen Fachbereiche bestimmt der Senat. Er
regelt auch die Zusammensetzung der Studienplankommission
und die Wahl ihrer Mitglieder.
Universit” *-ai nrichtungen
S_38_ Zuordnung
(1) Die Universitätseinrichtungen sind einem Fachbereich zu-
geordnet, Die Zuordnung beim Inkrafttreten der Grundord-
nung ist in einer Anlage festgestellt.
(2) Die Zuordnung kann im Einvernehmen der beteiligten Fach-
bereiche und bei Zustimmung der betroffenen Einrichtun-
gen geändert werden. Dabei ist die Zustimmung des Senats
und des Verwaltungesrats erforderlich.
S_39_Bildung, Veränderung _und_Aufhebung
(1) Die Bildung, Veränderung und Aufhebung von Universitäts-
einrichtungen kann von Universitätseinrichtungen über
den zuständigen Fachbereich oder von dem zuständigen Fachbere:
selbst beim Senat beantragt werden.
(2) Die Beschlüsse des Senats bedürfen der Zustimmung des
Kultusministeriums.
S_40_Zentrale Univer-i+“+ 57 nrichtungen
(1) Universitätseinrichtungen, die keinem Fachbereich zuge-
ordnet sind, insbesondere die Universitätsbibliothek, das
Institut für Leibesübungen und das Rechenzentrum, sind un-
mittelbar dem Senat unterstellt.
(2) Die Leiter dieser Einrichtungen werden vom Senat bestellt.
(3) Der Verwaltungsrat erläßt für diese Einrichtungen besonde-
re Verwaltungs- und Benutzungsordnungen.
S 41 Verwaltungmgs- und Benutzungsordnungen
Sn
(1) Jede Universitätseinrichtung muß innerhalb von 6 Monaten
nach Inkrafttreten der Grundordnung dem Verwaltungsrat
einen Vorschlag für eine Ordnung, in der die Verwaltung
und Benutzung der Einrichtung geregelt ist, vorlegen. Der
Verwaltungsrat muß die Ordnungen spätestens 1 Jahr nach
dem Inkrafttreten der Grundordnung beschließen. Für die
Universitätseinrichtungen, die keinen Vorschlag vorlegen,
erläßt der Verwaltungsrat innerhalb 1 Jahres nach Inkraft-
treten der Grundordnung eine Ordnung nach Anhörung der An-
gehörigen des Lehrkörpers, der Vertreter der zuständigen
Fachschaft sowie von Vertretern der an den Einrichtungen
tätigen Bediensteten.
ES
(2) Die Vorlage der Verwaltungs- und Benutzungsordnung an
den Verwaltungsrat wird von der Universitätseinrichtungs-
versammlung beschlossen. Zu dieser Versammlung gehören
alle Angehörigen des Lehrkörpers nach $ 16 HSchG, bis
zu 3 Vertretern des technischen Personals und 2 Vertre-
tern der Studentenschaft, die von der Fachschaft benannt
werden. Die Versammlung muß von dem derzeitigen Leiter
der Einrichtung einberufen werden. In Universitätsein-
richtungen, deren Vollversammlung mehr als 20 Personen
umfassen würde, soll eine repräsentative Vertretung er-
folgen entsprechend der Regelung beim Fachbereich.
(3) In der Ordnung muß geregelt werden, ob ein turnusmäßiger
Wechsel der Leitung durch Lehrstuhlinhaber oder eine kol-
legiale Leitung aller auf Lebenszeit an der Universitäts-
einrichtung beschäftigten Universitätslehrer gemäß $ 16
Abs. 1 Ziff. 1,2 und 4 und der etwa vorhandenen Abtei-
lungsleiter erfolgt. In Fällen, in denen die Zahl der
vorhandenen Personen eine kollegiale Leitung nicht zu-
1äßt (weniger als 2), muß der Personenkreis sukzessive
erweitert werden, zunächst um S$ 16 Abs. 1 Ziffer 5 HSchG,
dann S 16 Abs. 2 Ziff. 2 - k HSchG,
(4) Bei Neuberufung eines Universitätslehrers nach S 16 Abs, 1
Ziffer 1 HSchG muß der Verwaltungsrat die Ordnung der Uni-




(1) Die Vorschriften der SS 43 - 49 gelten für die Organe und
sämtliche Gremien, in denen Entscheidungen bzw. Wahlen von
mehr als einem Mitglied getroffen oder in denen Wahlen bzw.
Abstimmungen durchgeführt werden müssen, sofern nicht in
der Grundordnung ausdrücklich eine andere Regelung vorge-
sehen ist,
S_3) Beschlußfühlgkeit
(1) Die Kollegialorgane sind beschlußfähig, wenn mindestens
die Hälfte aller Mitglieder anwesend und die Sitzung
ordnungsgemäß einberufen ist.
Eine ordnungsgemäße Einberufung liegt vor, wenn die
entsprechenden Vorschriften der Grundordnung oder die
der danach zu erlassenden Geschäftsordnungen eingehalten
wurden. Das jeweilige Gremium kann einen Mangel in der
Einberufung durch ausdrücklichen Beschluß heilen. Ein-
wendungen gegen eine nicht ordnungsgemäße Einberufung




(1) In der Regel wird offen abgestimmt. Auf Verlangen von
einem Viertel der anwesenden Mitglieder ist geheim oder
namentlich abzustimmen. ;
(2) Die Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen der
anwesenden Mitglieder gefaßt. Stimmenthaltungen gelten
als Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden, der selbst auch abstimmen kann, den Aus-
schlag.
(3) Die Mitglieder der Kollegialorgane sind an Aufträge und
Weisungen nicht gebunden.
S_45_Befangenheit
(1) Ein Mitglied eines Kollegialorgans ist bei Angelegenhei-
ten nicht stimmberechtigt, die ihm selbst oder den nach-
stehend aufgeführten Personen einen Vorteil oder Nach-
teil bringen würden:
1. dem Ehegatten, einem früheren Ehegatten oder dem
Verlobten;
einem in gerader Linie bis zum 3. Grad Verwandten
oder einem durch Annahme an Kindesstatt Verwandten:
3. einem in gerader Linie bis zum 2. Grad Verschwägerten;
4. einer von ihm Kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen
Person;
einem anderen Mitglied der von ihm vertretenen Gruppe,
das in dem Kollegialorgan ebenfalls vertreten ist und
wegen Befangenheit selbst nicht stimmberechtigt ist.
(2) Die Entscheidung, ob ein Grund zur Befangenheit vorliegt.
trifft in Zweifelsfällen das jeweilige Kollegialorgan in
Abwesenheit des Betroffenen.
5_46_Ordnungsverstöße
Verstößt ein zur Teilnahme an einer Sitzung Berechtigter grob
oder wiederholt gegen die Ordnung, so kann er vom Vorsitzenden
aus dem Beratungsraum verwiesen werden. Bei wiederholten Ordnungs-
widrigkeiten kann das Kollegialorgan einen zur Teilnahme an den
Sitzungen Berechtigten für höchstens zwei Sitzungen ausschließen.
Di 5_47_Niederschriften
(1) Über die Verhandlungen der Kollegialorgane sind Nieder-
schriften anzufertigen. Diese müssen Tag und Ort der Sitzung,
die Zahl der Anwesenden und die Namen der abwesenden Mitglie-
der, die Namen der sonstigen Anwesenden, die behandelten Ge-
genstände, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis ersehen
lassen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und dem Schrift-
Führer zu unterzeichnen.
(2) Die Tagesordnung und die Niederschriften der Sitzungen des
Senats, des Großen Senats und des Studentenparlaments werden
jeweils an alle Einrichtungen der Universität, die der Fakul-
täten an die Einrichtungen, die ihr zugeordnet sind sowie an
den Rektor verschickt. Der Verwaltungsrat leitet Beschluß.
protokolle an alle Einrichtungen der Universität.
Die Unterlagen sind allen Mitgliedern der Universität
durch vierwöchige Auslegung zugänglich zu machen.
S_48_Pflicht zur Verschwie wanhelt
(1) Die an den Sitzungen Beteiligten sind dann zur Verschwie-
genheit und zur Geheimhaltung verpflichtet,
1. wenn es sich um persönliche Angelegenheiten handelt,
2. wenn dies durch Beschluß des betreffenden Kollegial-
organs besonders festgelegt wurde, Eine solche Anord-
nung darf nur aus Gründen des öffentlichen Wohls oder
zum Schutz berechtigter Interessen Einzelner angeord-
net werden. Sie ist aufzuheben, sobald sie nicht mehr
gerechtfertigt ist.
(2) Diese Pflichten bestehen auch nach dem Ausscheiden aus dem




(1) Scheidet ein Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so




(2) Das gleiche gilt für Stellvertreter von gewählten Mitglie-
dern aller Kollegialorgane.
NIEDERSCHRIFT
über die 4. Sitzung der Grundordnung:vorsammlung
am 3./4. Oktober 1968 im Hochschulbereich Vaihingen,
Sitzungssaal des Maschinenlaboratoriums
ANWe 19 Mitglieder
20 Mitglieder (am Vormittag),
22 Mitglieder (am Nachmittag)
Prof. Leonhardt (Vorsitzender)
Prof. Röhnisch, Prof. Pick,
Prof. Runge, Herr Addicks, Herr Häc/
Herr Hofmann )
Prof. Leonhardt (Vorsitzender),
Prof. Blenke (am Vormittag),
Prof. Nitschke (am Vormittag),




Reg.-Ass. von Loeper (als Schriftführer)
Herr Hinkel (Vorsitzender des Personalrats)
Herr Wagner (Stellvertretender Vorsitzender des
/ Personalrats)
Der Prorektor, Herr Blenke, eröffnet die Sitzung. Er schlägt
den Mitgliedern Herrn _Springer_als_Verhandlun”sleiter für diese
Sitzung der GOV vor. Akklamation.
Abwesend:; am 3. Oktober:
Sonst. Anwes.:
Herr Güth beantragt, in die vorliegende Tagesordnung weitere
Punkte einzubeziehen, insbesondere Grundstruktur der Universitäts-
einrichtungen, Bericht über Wahlordnung für die Mitglieder des Se-
nats, die Frage, ob Honorarprofessoren zu Dozenten zu zählen seien,
Art und Weise der Gruppenvertretung, Berufungsverfahren, Aufteilung
der Universität in Ständige Einheiten, Verfahren, wie neue Ständige
Einheiten gebildet werden können.
Herr Bach und Herr Barner sehen die Behandlung der Universitäts-
einrichtung als dringliche Angelegenheit an, die unbedingt behan-
delt werden müßte, während der Verhandlungsleiter diese Frage zu-
nächst zurückstellen möchte; ebenso Herr Blenke, der meint, daß die
Kr
se Frage in der Grundordnung überhaupt nicht ger--elt werden
könne.
Die Mitglieder entscheiden sich mehrheitlich (mit 9 Stimmen
bei 6 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen) dafür, die Aufgaben
der Ständigen Einheiten vor der Frage der Organisation der Uni-
versitätseinrichtungen zu behandeln.
Die vorgelegte Tagesordnung wird schließlich angenommen (mit
10 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung):
‚AS.
Genehmigung der Nied&gt;rschrift über die 3. Sitzung
der GOV vom 19. „21, 9. 1968
Fortsetzung der Erörterung der Fragen, die in
der Grundordnung zu regeln sind, insbesondere
a) Aufgaben der Ständigen Einheiten für Forschung
und Lehre
Mitglieder der Ständigen EinF-‘*t*en für Forschung
und Lehre
Wahlverfahren für die Mitglieder der Ständigen
Z£inheiten für Forschung und Lehre
Verfahrensgrundsätze für die Kollegialorgane
(S$ 15 HSchG) .
Festlegung der akademischen Rechte und Pflichten
der Universitätslehrer nach S$ 16 Abs. 1 HSchG
Rechtsform des Studentenwerks ($ 61 HSchG) /
Vorschlag des Bibliotheksdirektors, Prof. Dr. Koschlig
über die künftige Bibliotheksstruktur der Universität
3. Verschiedenes
Punkt_1 der Tag esordnung: Die Niederschrift über die 3. Sitzung
der GOV wird genehmigt (mit 16 Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen).
Zur Frage der Lehrkörperstruktur (S. 19) will Herr Bach noch eine
Stellungnahme nachreichen.
Punkt 2 der Tagesordnung: Fortsetzung der Erörterung der Frezen
die in der Grundordnung zu regeln sind, insbesondere
Aufgaben der Ständigen Einheiten für Forschung
und Lehre.
Der Aufgabenkatalog (Murrhardter Protokoll S. 4 und 5) wird
weiterbesprochen.
14. Bau- und Raumprogramm, Entwicklungsplan, soweit Facht üch
Herr Kammerer erläutert: Nur die jeweils br*+--”fenen Fachbe-
reiche sollen sich mit der Aufrabe befassen.
15. Lehraufträge
16. Wahl in dem Fachbereich
Wahlordnung für Fachbereich? -
Es wurde darüber diskutiert, ob in die Grundordnung
eine Wahlordnung mit einer Regelung bis_ins_ Detail
oder nur als Rahmenordnung oder nur als Übergangsregelung
(die vom Fachbereich geändert werden kann) aufgenommen
werden sollte.
Die Mitglieder sind einstimmig der Ansicht, daß über diese
Frage jedenfalls etwas in der Grundordnung geregelt werden
sollte. Es wird der Beschluß gefaßt:In die Grundordnung ist
nicht lediglich eine Rahmenordnung über die Wahlordnung für
den Fachbereich aufzunehmen, sondern eine Regelung bis ins
Detail (mit.9 und gegen 8 Stimmen).
Die Wahlordnung ist somit nicht Aufgabe des Foachhereichs.
Geschäftsordnung für Fachbereich. ;
Herr Böcker beantragt, eine Regelung aufzunehmen, daß der
Fachbereich sich eine Geschäftsordnung geben kann; Herr Hil-
ler, daß er sich eine geben sollte. Die Mitglieder stimmen
jedoch einem Antrag von Herrn Volkmann zu: Jeder Fachbereich
gibt sich eine Geschäftsordnung (mit 15 Stimmen bei 2 Gegen-
stimmen und 1 Stimmenthaltung).
Semesterbesprechung mit Verbesserung: vorschlägen der Lehr-
veranstaltungen und der Prüfungen? -
Auf Antrag von Herrn Volkmann wurde folgender Beschluß ge-
faßt: Jeder Fachbereich veranstaltet mindestens einmal jähr-
lich eine Besprechung über Lehrveranstaltungen und Prüfungen
(dafür 14 bei 3 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung).
Eine Modifizierung dieses Antrags hatte Herr Barner vorge-
schlagen: Die Besprechung sollte mindestens einmal im Seme-"
vorgenommen werden. Dieser Antrag wurde abgelehnt (dafür 5
Stimmen bei 10 Gegenstimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Herr Güth möchte festgehalten wissen, daß er gegen den Antrag
Volkmann gestimmt hat, weil eine möglicherweise lediglich ein
malige Besprechung im Jahr für die Studenten zu wenig sei.
8. Einsetzung von Studienplan- und Prüfungskommissionen (diese
Formulierung wurde beschlossen bei 1 Stimmenthaltung).
Punkt 2 der Tagesordnung wird fortgesetzt:
b) Vertretung der Ständigen Einheiten für
Forschung und Lehre, ;
3 Vorschläge werden zur Diskussion gestellt und erläutert.
Die Zusammensetzung ergibt dabei folgendes Bild:
Beschluß vom 20. 7. 1968 (vgl. Niederschrift über
die 2. Sitzung der GOV S. 16).
1. Universitätslehrer $S 16 Abs. 1
2. Vertreter
a) gemäß S 16 Abs. 2 Ziffer 2 -
b) Studenten ;




Anzahl der Personen aus Gruppe 2 darf höchstens
derjenigen entsprechen aus $ 16 Abs. 1 Ziffer 1.
Antrag Blenke
1. Dekan und Prodekan
2. Universitätslehrer $ 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2,
fallweise Ziffer 3 und 6
Vertreter .
a) S 16 Abs. 1 Ziffer 3 - 6
b) S$ 16 Abs. 2 Ziffer 2 - 4
c) Studenten
d) technisches- und Verwaltungspersonal
WI
Anzahl der Personen aus Gruppe 3 muß kleiner sein
als aus Gruppe 2 (S 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2).
Hierzu Ergänzungsantrag Volkmann (wie Antrag Blenke, nur
differenziertere Zusammensetzung);
Volkmann
S_16_Abs. 1 Ziffer 1 und ?
$ 16 Abs. 1 Ziffer 3 - 6












3. Antrag Barner/Bach/Bertram/Güth (BBBG): (vgl. Anhang)
1. Dekan und Prodekan und Leiter der Universitäts-
einrichtungen
N Universitätslehrer. gemäß
3. N Vertreter gemäß $.16 Abs. 2
4. N Studenten
5. 1 technisches- und Ver: l1*--
Gesamtzahl: 4 N +3 ; _
00500 {N = Univerritätseinrichtung)
Die wer-ntlichen Unt--— “ade di-ser Vorschläge liegen in
folgendem: Im Gegensatz zum Antrag 1. (Beschluß vom 20. 7. 1968)
sollen nach Vorschlag von Herrn Blenke im Fachbereich ohne weite-
res auch der Dekan und Prodekan sein; individuell vertreten sind
nicht alle Universitätslehrer gemäß $ 16 Abs. 1 des-HSchG, soweit
sie hauptamtlich an der Universität tätig zind, sondern es ist
weiter erforderlich, daß ihnen die Lehrstuhlreife zuerkannt wurde
(z. B. auf eine Berufungsliste kommen, Gutachten oder anderes; die
Habilitation an sich reicht nicht aus; vgl. z. B. die Prinzipien
des $ 28 Abs. 2 HSchG). Im Antrag'BBBG' wird bei den Universitäts-
lehrern gemäß $S$ 16 Abs. 1 kein Unterschied gemacht. Im Unterschied
zu den beiden anderen Anträgen bildet die Anzahl der Universitäts-
einrichtungen (und nicht die der Universitätslehrer) die Schlüssel-
zahl; die Zahl der Mitglieder des Fachbereichs soll damit möglichst
klein gehalten werden. Der Fachbereich setzt sich beim Antrag'BBBG
zusammen aus den Leitern der Universitätseinrichtungen (25 %),
1 Vertretung von Universitätslehrern gemäß $ 16 Abs. 1, wobei die
Gesamtheit aller Universitätslehrer die Vertretung wählt (25 %),
weitere je 25 % Vertreter gemäß $ 16 Abs. 2 und Studenten und 3 we
tere Personen (Dekan, Prodekan und 1 aus technischen- und Verwal-
tungspersonal). Beim Zusatzantrag Volkmann wird die Aufschlüsselung
die Herr Blenke in seinem Antrag vorgenommen hat, noch weiter ge-
führt und mehr differenziert. _
In der Diskussion bringt insbesondere Herr Blenke vor, daß man
bei der hier zu entscheidenden Frage über die Zusammensetzung des
Fachbereichs nicht ein Präjudiz schaffen solle für die Strukturie-
rung der Universitätseinrichtungen, da dies nicht in unsere Kompe-
tenz falle. Hierauf entgegnet Herr Barner, daß jedenfalls nach
S 6 Abs. 3 des HSchG eine kollegiale und turnusmäßig wechselnde
Leitung der Universitätseinrichtungen vorgesehen ist, was z. B. vor
aussetze, daß auch andere als Lehrstuhlinhaber die Leitung über-
nehmen könnten (kollegial) oder mehrere Lehrstuhlinhaber sich in
der Leitung abwechseln (turnusmäßige, wechselnde Leitung). Herr Sch
ze will dagegen unter kollegialer Leitung nur verstanden wissen, da
der Lehrstuhlinhaber die Angelegenheit mit anderen Dozenten bespric
Herr Blenke beantragt schließlich folgendes zu beschließen:
Über die Universitätseinrichtung (Leitung und Ordnung der Univer-
«itätseinrichtung) wird in der GOV weder direkt noch indirekt be-
Ce
schlossen (dafür 9 bei 7 Ge” -r”-tTimmen und 1 Stimmenthaltung).
= Auf Antrag festgehalten: Für diesen Antrag stimmten die
Herren: Stute, Schulze, Nitschke, Blenke, Knauer, Hiller,
Volkmann, Hunken, Böcker; gegen den Antrag stimmten die Herren:
Spanka, Wagner, Bach, Güth, Bertram, Barner, Springer; Herr Götz
enthielt sich der Stimme.
Aufgrund dieses Beschlusses wird auf Antrag die Sitzung unter-
brochen (Beschluß: dafür 10 bei 5 Gegenstimmen und 2 Stimmenthal-
tungen).
Nach Wiedereröffnung wird der Vorwurf erhoben, man habe es als
unfair empfunden, daß bei der Erörterung des Fachbereichs die Fra-
ge der Universitätseinrichtung (ohne daß dies auf der Tagesordnung
stand) mithereingebracht worden sei (hierzu Gegenargument: Schon
bei der Organisation des Fachbereichs seien Vorstellungen über die
Struktur der Universitätseinrichtungen notwendig und sinnvoll).
Weiter wird der Vorwurf erhoben, daß durch den umseitig ge-
nannten Beschluß die zu einem Ergebnis führende Diskussion über
die Struktur der Universitätseinrichtungen abgeschnitten worden
sei (ohne, daß eine Entscheidung hierüber auf der Tagesordnung
stand), obwohl es sich hier um ein Hauptanliegen des Akademischen
Mittelbaus handle (Gegenargument: Eine Diskussion sei nicht ausge-
schlossen, und der 0.g. Beschluß könne jederzeit mit einfacher
Mehrheit wieder aufgehoben werden). ;
Ein Antrag von Herrn Bertram,über diese Frage jetzt nochmals
zu diskutieren (d. h. Wiederbefassung entgegen Beschluß auf Antrag
von Herrn Blenke) wird abgelehnt (dafür 8 bei 9 Gegenstimmen und
1 Stimmenthaltung.
Herr Wagner und Vertreter des Akademischen Mittelbaus erklären.
daß sie nach diesem Beschluß keine Möglichkeit mehr sehen würden,
konstruktiv weiterzuarbeiten und machen Anstalten, den Saal zu
verlassen. ;
Der Vorsitzende bemüht sich erfolgreich, dies zu verhindern.
Dabei wurden die Herren, die nicht weiter mitarbeiten wollen, um
eine Erklärung für ihre Handlungsweise gebeten.
Herr Wagner meint, es müsse erst einmal rechtlich geklärt wer-
den, ob wir über die Universitätseinrichtung Beschlüsse fassen
könnten. Hierzu Herr Kammerer: Wir können es regeln, müssen es
aber nicht. Anderer Auffassung sind Herr Blenke und Herr Nitschke:
Gemäß S 6 Abs. 2 HSchG sei die Universität (jetzt Großer Senat,
später Verwaltungsrat, $ 12 Abs. 2 Ziffer 6 HSchG) zuständig für
Regelungen über die Uni richtung und nicht die
GOV (Gegenargument: Mit dem Wort Universität im S 6 Abs. 2
sei das Verhältnis zum Staat gemeint, vgl. $ 6 Abs. 2 Satz 2
und sollte nicht die Zuständigkeit der GOV beschränkt werden.
Die GOV kann grundsätzliche Fragen nicht nur dann regeln, wenn
gie nach dem Hochschulgesetz: hierzu ausdrücklich aufgefordert
ist, sondern auch andere grundsätzliche Fragen, sofern sich
nicht aus dem Hochschulgesetz etwas anderes ergibt).
Herr Barner trägt vor, für ihn sei die Frage der Struktur
der Universitätseinrichtung ein entscheidender Punkt. Er habe
vor der Wahl ein Versprechen abgegeben, das er nicht einhalten
könne, wenn zu dieser Frage keine weiteren Beschlüsse mehr ge-
faßt würden.
Nach Ansicht von Herrn Volkmann handelt es sich bei diesem
Punkt nicht um eine rein rechtliche, sondern mehr um eine Er-
messensfrage. ;
Herr Spanka beantragt, die Frage der Struktur der Universi-
tätseinrichtung auf die Tr -ordnung zu setzen und später zu
diskutieren.
Nach der Mittagspause wird der Beschluß gefaßt: Die Diskussion
über die Struktur der Universitätzseinrichtungen wird morgen wie-
der aufgenommen (einstimmig angenommen).
Die Diskussion über die 3 vorliegenden Anträge mit Zusatzan-
trag Volkmann wird fortgesetzt. Zunächst wird die Frage der
Gleichberechtigung der Dozenten im Sinne des $S$ 16 Abs. 1 Ziffer
2 - 6 besprochen. Nach Ansicht von Herrn Bertram ergibt sich die
Gleichberechtigung aller Universitätslehrer im Sinne des $ 16
Abs. 1 HSchG aus $ 17 HSchG. Hierzu Herr Hunken: Die Gleichbe-
rechtigung im $ 17 HSchG beziehe sich nur auf die Arbeitsgruppen.
Herr Nitschke, der sich für eine Gleichberechtigung aller Habili-
tierten einsetzt, weist darauf hin, daß sämtliche Dekane der Philo-
sophischen Fakultät der Bundesrepublik Deutschland der gleichen An-
sicht seien. Hierzu Herr Stute: Für die Fakultät III sei die Habi-
litation nicht der entscheidende Gesichtspunkt. Eine Entscheidung
über diese Frage der Gleichberechtigung sollte dem Fachbereich Ü
überlassen bleiben. Herr Dosse weist darauf hin, daß in den ingenieu
wissenschaftlichen Fakultäten die Industriepraxis im Vordergrund
stehe. Solche Herren aus der Industrie könne man nicht verpflichten.
P
wenn ihnen im Fachbereich kein we”ntlicher Einfluß einge-
räumt würde und etwa die Dozenten dort ein Übergewicht hätten.
Ein Antrag von Herrn Wagner (in Anlehnung an den Beschluß
vom 20. 7. 1968, vgl. Niederschrift über die 2. Sitzung S. 16):
Die hauptamtlich an der Universität Stuttgart
tätigen Universitätslehrer gemäß $ 16 Abs. 1
des HSchG sind gleichberechtigt.
wird abgelehnt (dafür 7, dagegen 12 Stimmen durch
des Antrags von Herrn Blenke: !
Die hauptamtlich an der Universität Stuttgart
im Fakultätsbereich tätigen Universitätslehrer
gemäß $S 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2, durch Fakultäts-
beschluß auch gemäß Ziffer 3 - 6 sind gleichberechtigt.
Diskutiert wird die Frage des repräsentativen Prinzips.
Dem Argument für eine repräsentative Vertretung: Größere
Arbeitsfähigkeit der Gremien (Herr Hunken) wird entgegengestellt:
Die Vertretenden würden möglicherweise nicht mehr das nötige
Engagement aufbringen (Herr Nitschke), die Verantwortung von sich
abschieben (Herr Stute); unter Hinweis auf den Aufgabenkatalog
(Herr Böcker) wird vorgebracht, daß die Vertreter nicht den nöti-
gen fachlichen Einblick haben könnten und sich daher dauernd rück-
versichern müßten (Herr Blenke, Herr Knauer).
Herr Stute beantragt, den Beschluß vom 20. 7. 1968 aufrechtzu-
erhalten (vgl. Niederschrift über die 2. Sitzung S. 16 unten).
Herr Böcker beantragt, die GOV möge eine Empfehlung aussprechen!
Die Ständigen Einheiten sollen in ihrer Größe so gebildet werden,
daß keine repräsentative Vertretung für Univers:‘“ “tslehrer not-
wendig ist.
Abgestimmt wird über einen Antrag von Herrn Barner3





und die erweit-rte Vertretung.
Der Vertretung gehören mit gleichem Stimmrecht an:
a) Kraft Amtes der Dekan und der Prodekan
sowie die Leiter der Universitätseinrichtungen,
bzw. deren Stellvertreter,
durch Wahl je 1 der Zahl der Universitätsein-
richtungen entsprechende Zahl von Vertretern
der Universität-1lehrer, der Angehörigen des
Lehrkörpers nach 8 16 Abs. 2 söwie der Stu-
denten, ferner ein Vertreter des technischen
Personals. ;
Zur Wahl des Dekans und zur Entgegennahme seines Rechen-
schaftsberichts wird die Vertretung um sämtliche Mitglieder
des Lehrkörpers nach S$ 16 Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 5 und 6 er-
weitert. Die erweiterte Vertretung hat ein Vetorecht bei Be-
rufungen und Habilitationen. Sie muß zur Behandlung von Be-
rufungs- und Habilitationsfragen auf Antrag. eines ihrer Mit-
glieder einberufen werden.
Dieser Antrag wird abgelehnt (dafür 6 bei 13 Gegenstimmen).
Dagegen wird ein Antrag von Herrn Stute angenommen (Bestäti-
gung des Beschlusses vom 20. 7. 1968, vgl. Niederschrift über
die 2. Sitzung der GOV S. 16 unten):
Überschreitet die Anzahl der Mitglieder der Fakultät
die Anzahl 25, so kann die Fakultät beschließen, daß
für bestimmte oder alle Aufgaben eine repräsentativ
zusammengesetzte 'engere Fakultät‘ gewählt wird. Die
Fakultät tritt mindestens einmal im Jahr zur Neuwahl
der ‘engeren Fakultät‘ zusammen. Größe und Zusammen-
setzung der 'engeren Fakultät' wird jeweils von der
Fakultät beschlossen (dafür 16 ohne Gegenstimmen bei
3 Stimmenthaltungen).
Ein Zusatzantrag von Herrn Nitschke wird einstimmig angenom-
men: Die Fakultät hat ein Vetorecht bei Fragen der Berufungen
und Habilitationen. Sie muß zur Behandlung dieser Fragen auf
Antrag eines ihrer Mitglieder einberufen werden.
Der Antrag von Herrn Böcker:
Es wird folgende Empfehlung ausgesprochen: Die Ständigen Ein-
heiten sollen in ihrer Größe so gebildet werden, daß keine reprä-
sentative Vertretung für die Universitätslehrer notwendig ist.
Wird abgelehnt (dafür 3 Stimmen bei 10 Gegenstimmen und 5 Stimm-
enthaltungen). :
Zur Frage der zahlenmäßigen Zusammensatzung der Fakultät werden
Vorschläge von Herrn Volkmann, Herrn Nitschke, Herrn Blenke und
Herrn Hunken diskutiert.
Antrag Volkmann s.0. (Ein Meinungsbild ergab, daß sich für
ihn 5 und gegen ihn 10 Mitglieder aussprachen bei 3 Stimm-
10
Antrag Blenke
Universitätslehrer weniger als 11: Je 2 Vertreter der
Gruppen (Dozenten, Assistenten, Studenten, technisches-
und Verwaltungspersonal).
Universitätslehrer mehr als 11: je 3 der Gruppenver-
treter (w.o.). (Meinungsbild: Dafür 2,dagegen 12 Stimmen
bei 4 Stimmenthaltungen). (Eine Modifikation dieses An-
trags: Nur 2 Personen vom technischen Verwaltungspersonal;
Meinungsbild: Dafür 2 ‚dagegen 12 Stimmen bei 4 Stimment-
haltungen).
Antrag Nitschke
2 Vertreter des technischen- und Ver 1l1+=- ”rsonals,
1/3 Dozenten, Assistenten und Studenten, ausgehend von
der Zahl der Univerzsitätslehrer. Bei Aufnahme aller Do-
zenten (S 16 Abs. 1 Ziffer 2, 4-6) in den Fachbereich:
Assistenten, Studenten, je 1/2 der Zahl der Universitäts-
lehrer. (Meinungsbild: 9 dafür, 9 dagegen) -
Antrag Hunken A /
Universitätslehrer mehr als 8; je 2 Gruppenvertreter
(Dozenten, Assistenten, Studenten, technisches- und Ver-
waltungspersonal). / |
Universitätslehrer mehr als 11: je 3 Dozenten, Assistenten,
Studenten, 2 technisches- und Verwaltungspersonal.
Universitätslehrer mehr als 14; je 4 Dozenten, Assistenten,
Studenten. Hinzu kommt jeweils Dekan und Prodekan. |
Bei Aufnahme der Dozenten in den Kreis der Lehrstuhlin-
haber erhöht sich entsprechend die Zahl der Assistenten
und Studenten (statt 4: 6).
Meinungsbild:; dafür 12, dagegen 3 Stimmen bei 3 Stimment-
haltungen. ;
Einem Vorschlag von Herrn Dosse, im jetzigen Stadium nicht über
ein Meinungsbild hinauszugehen, stimmen die Mitglieder nicht zu.
Auf Antrag von Herrn Volkmann wird vielmehr über diese Frage sofort
abgestimmt (angenommen bei 2 Gegenstimmen und 1 Stimmenthaltung).
Der Antrag von Herrn Nitschke wird auf Anregung von Herrn Barner
modifiziert: Der bei der Division durch 3 entstehende Rest wird suk
zessive zunächstden Studenten, dann den Assistenten zugeschlagen;
der bei der Division durch 2 entstehende Rest den Studenten. |
Der Antrag von Herrn Nitschke wird abgelehnt (dafür 7 Stimmen).
Der Antrag von Herrn Hunken wird angenommen (dafür 10 Stimmen).
Tagesordnung Punkt 2 wird fortgesetzt:
d) Verfahr----rundsätze für die Kollegial-
MG).
Herr Kammerer «-hlägt vor, daß die Kommission für die
Formulierung der Grundordnung sogleich in Paragraphen gefaßte
Vorschläge unterhr-i++m --11e, Akklamation.
e) Fes*legun =%nchenRechte undPflichten
der_Univer-.tätaLlenrernach $16Abs.HS hG.
Bs wirdbeschlossen:EineKommissions lld ehandlung
dieser Frag nvorklären.IhrgehörenanH r :Götz(f d -
führend), Stute,VolkmannBertram,pank ,Kam erer.
f) RechtsformdesStudentenwerks($61HS G)..
Es wirdeineKommissiongebildet,d es chvomStur-»"*enverk
beraten lassensoll.Ihg hörandieH rren:Böck r(f d -
führend), Knauer,Wagner,Addicks.
g) VorschlagdesBibliotheksdiraktors,Prof.K li ,
über diekünftige_Bibl otheksstrukturerUniversität,
a“
Es wird eine Kommission gebildet, die sich mit Herrn Koschlig
in Verbindung setzen soll. Ihr gehören an die Herren: Nitschke.
(federführend), Güth, Barner.
2. Sitzungstag
Herr Kammerer macht einen Vorschlag für die Tagesordnung.
Dabei sind die bisher noch.nicht behandelten Fragen enthalten:
1. Stimmrecht in den Ständigen Einheiten
2. Zahl der Ständigen Einheiten
3. Wahlverfahren für die Ständigen Einheiten (einschließ-
lich Wahl des Leiters)
4. Wahlverfahren für den Senat
5. Zusammensetzung von Kommissionen der Ständigen Ein-
heiten (z. B. Studienplankommission)
6. Bildung von Vertreterversammlungen (Satrr---recht)
7. Honorarprofessoren - Dozenten
8. Berufungsverfahren
9. Grundstruktur der Urt
Auf Vorschlag von Herrn Güth wird als Punkt 8 a) eingefügt:
Verfahren zur Bildung von Universit“*- -=."richtungen
(Zusammenlegung, Gründung und Änderung von Universitäts-
einrichtungen). Herr Wagner schlägt als weiteren Punkt
vor: Verfahren für Grundordnungsänderungen. Dies soll als
letzter Punkt behandelt werden. Die Versammlung stimmt die-
sen Vorschlägen zu.
Stimmrecht_in den Ständigen Einheiten
Herr Volkmann weist darauf hin, daß in den Universitäten
in den Vereinigten Staaten, die er kenne, bei Entscheidungen
jeweils die stimmberechtigt seien, deren Gruppen es nicht
betrifft. Außerdem seien diejenigen Mitglieder in Personal-
angelegenheiten nicht stimmberechtigt, die die Stufe, um die
es sich bei der Abstimmung handelt, selbst noch nicht erreicht
haben. Herr Bach schlägt vor, daß alle Mitglieder bei allen An-
gelegenheiten volles Stimmrecht erhalten sollen. Herr Bertram
unterstützt dies mit dem Hinweis, daß doch sämtliche Mitglieder
erwachsene Menschen seien. Herr Kammerer weist darauf hin, daß
bei der Beratung der Satzungskommission in Murrhardt zunächst
ein unterschiedliches Stimmrecht der 3 Gruppen bei den einzelnen
Aufgaben vorgesehen gewesen sei. Nach längerer Erörterung sei
man davon abgekommen und hätte lediglich noch einen Unterschied
im Stimmrecht bei Berufungen und Habilitationen gelassen. Dies
sollte auch so in der Grundordnung vorgesehen werden. Herr Lambert
unterstützt dies, während Herr Güth das Stimmrecht für alle for-
dert. Herr Dosse gibt zu bedenken, daß es doch eine persönliche
Befangenheit geben müsse, z. B. dann, wenn es sich um Berufungs-
listen handelt und die evtl. auch in Frage kommenden Dozenten
volles Stimmrecht erhalten sollen. Herr Bertram weist darauf hin.
daß die GOV bereits früher beschlossen habe, in Berufungskommis-
sionen Assistenten und Studenten zu beteiligen. Wenn dies akzep-
tiert worden sei, könne man nicht einsehen, warum sie dann nicht
auch ein Stimmrecht in den Ständigen Einheiten bekommen sollen.
tz
Anschließend wird der Antrag Blenke vom 23. 7. 1968 erörtert.
Dieser lautet: .
"Um Selbstbegünstigung von Gruppen, die noch persönliche Ent-
wicklungsmöglichkeiten im Universitätsbereich haben, auszuschlie-
ßen, sollte das Stimmrecht folgendermaßen eingeschränkt werden:
Bei Berufungen;: Ordinarien,
bei Habilitationen: Ordinarien und Habilitierte,
bei Promotionen: Ordinarien und Promovierte,
bei Beförderungen: Alle stimmberechtigten Fakultäts-
mitglieder, die mindestens die zu beschließende Auf-
rückungsstufe selbst erreicht haben.
Um die fachliche Begründung zu unterstreichen, sollten
über Ehrenpromotionen nur Ordinarien und Promovierte be-
schließen.
Beschlüsse können nicht gegen die Stimmen aller Lehrstuhl-
inhaber gefaßt werden."
Herr Güth stellt den Antrag:
"AlleMitglieder der Ständigen Einh-it haben in allen Fra-
gleiches Stimmrecht." Zn
Herr Pick weist darauf hin, daß nach der bisherigen Ver-
fassung unserer Hochschule jeweils alle Mitglieder der Fakul-
tät Stimmrecht in allen Angelegenheiten hätten, d. h. auch die
Dozenten-, Assistenten- und Studentenvertreter. Eine Änderung
des bisherigen Zustandes sei nicht einzusehen.
Herr Lambert stellt den Antrag, das Stimmrecht bei Berufun-
gen und Habilitationen zu beschränken auf die Berufenden bzw.
Habilitierten. Herr Güth macht noch die Einschränkung, daß eine
Regelung vorgesehen werden sollte, die die Befangenheit bei den
einzelnen Abstimmungen regle. Dadurch könne erreicht werden, daß
von Entscheidungen Betroffene nicht mitabstimmen können. ;
Die 3 Anträge werden alternativ zur Entscheidung gestellt.
Für den Antrag Güth stimmen 12 Mitglieder mit ja, 6 dagegen
und 1 Enthaltung.
Für den Antrag Lambert stimmen 4 Mitrlieder mit ja, 7 daregen
bei 8 Enthaltungen.
Für den Antrag Blenke stimmen 5 dafür, 12 darcgen bei 2 Ent-
haltungen.
Darauf hin wird über die Anträge Güth und Blenke nochmals ab-
gestimmt, wobei der Antrag Güth erweitert wird, daß er eine Be-
fangenheitsregelung beinhaltet.
Die Abstimmung ergibt für den Antrag Güth: 13 Stimmen dafür,
6 Stimmen dagegen. keine Enthaltungen.
Für den Antrag Blenke;: 5 Stimmen dafür, 12 Stimmen der
Stimmenthaltungen.
Damit ist folgender Antrag £ -cnommen;:
Alle Mitglieder der Ständigen Einheiten haben in allen
Fragen gleiches Stimmrecht. Es werden Vorschriften über die
Befangenheit „aufgeworfen, die über die in der jetzigen Fas-
sung enthaltenen hinausgehen sollen.
Herr Wagner stellt die Frage, ob die im Antrag Blenke vor-
gesehene Möglichkeit der Nichtüberstimmbarkeit aller _Lehrstuhl-
inhaber (vgl. 2. Sitzung der GOV, Niederschrift S. 16) durch
den vorstehenden Antrag erledigt sei. Herr Götz wünscht, daß
die Einstimmigkeit aufgenommen wird. Herr Barner wäre damit
einverstanden, wenn alle Mitglieder mit Lehrstuhlreife als
eine Gruppe angesehen würden.
Herr Springer stellt den Antrag:
"Einstimmigkeit der Lehrstuhlinhaber bei F '-
kann nicht überstimmt werden."
Herr Barner_ ergänzt:
"Wenn die Fakultät beschlossen hat, sämtliche Universitäts-
lehrer nach $ 16 Abs. 1 als voll stimmberrchtigte Mitglieder in
die Fakultät aufzunehmen."
Herr Götz stellt den Antrag;
"Einstimmigkeit der anwesenden Lehrstuhlinhaber kann nicht
überstimmt werden." |
Dieser Antrag wird von Herrn Stute ergänzt:
"Sofern 2/3 der Ordinarien anwesend sind."
Herr Bertram beantragt namentliche Abstimmung über den Antrag
Götz. Dafür sind 7 Mitglieder, und zwar die Herren: Stute, Schul-
ze, Böcker, Hiller, Lambert, Hunken und Götz; dagegen sind die
Herren: Pick, Addicks, Knauer, Wagner, Bach, Güth, Bertram, Sprin-
ger, Barner. Der Stimme enthalten haben sich 3 Mitglieder, näm-
lich die Herren: Volkmann, Dosse und Spanka.
Herr Volkmann begründet seine Stimmenthaltung damit, daß er
den Schaden, der durch die vorangehende Entscheidung entstanden
ist, für so irreparabel hält, daß der Versuch einer Reparatur mit
der vorgeschlagenen Befangenheitsregelung oder einem Vetorecht un-
angemessen sei. . /
Demnach ist dieser Antrag abgelehnt und der oben angenommene
Antrag Güth bleibt bestehen.
Punkt_2 der Tag esordnung: Zahl der Ständigen Einheiten.
Es wird erörtert, ob megenüber der in der 2. GOV diskutierten
An
Aufgliederung der Hochschule in Fachbereiche Änderungen
vorgeschlagen werden (s. Anlage Niederschrift 2. GOV).
Auf Antrag von Herrn Knauer wird einstimmig beschlossen,
daß alle Mitglieder der Hochschule bis zur 1. Lesung noch
Vorschläge über eine andere Aufteilung als bisher vorgesehen,
vorlegen können. Auf Vorschlag von Herrn Kammerer wird zuge-
stimmt, daß in den ersten Entwurf das bisherige Ergebnis auf «-
genommen werden kann.
Herr Barner erörtert den Vorschlag, ein Fachbereich Com-
Puterwissenschaften zu errichten. Die Begründung dafür ging
allen Mitgliedern zu. Er weist darauf hin, bei der Ausarbei-
tung dieses Vorschlags sei er davon ausgegangen, daß noch
kleinere Fachbereiche als jetzt vorgesehen, gebildet würden.
Anstelle des Punktes 3 wird behandelt; Verfahren für die
Bildung oder Änderung von Ständigen Einheiten.
Herr Güth ist der Auffassung, daß das Verfahren dafür in
der Grundordnung festgelegt werden müsse. Herr Kammerer
schlägt vor, daß ‚so wie besprochen, der Senat diese Änderun-
gen zu genehmigen habe, und daß die Ständigen Einheiten ein
Vorschlagsrecht haben.
Herr Volkmann gliedert die Aufgaben unter in:
Zusammenlegung von Ständigen Einheiten,
Gründung von Ständigen Einheiten,
Auflösung von Ständigen Einheiten,
Verlagerung von Einrichtungen aus der
einen Ständigen Einheit in eine andere,
5. Änderung des Namens der Ständigen Einheit.
Es besteht Übereinstimmung, daß die unter Ziffer 4 und 5
aufgeführten Punkte Angelegenheiten des Senats sind, für die
die beteiligten Fachbereiche ein Antragsrecht haben. Bei der
Änderung des Namens muß auch ggf. die Grundordnung geändert
werden, daher Großer Senat. /
Herr Bach schlägt vor; daß im Senat jedes Mitglied einen
Antrag stellen könne. Im Großen Senat hat der Senat für die
vorstehend genannten Punkte 1 - 3 ein Antragsrecht. Außerdem




Er stellt den Antrag:
"Änderungen der Grundordnung können von Universitätsein-
Jr Ve
richtungen, von Ständigen Einrichtungen sowie von Senats-
mitgliedern beantragt werden. Anträge sind an den Senat
zu richten. Vom Senat angenommene Anträge sind an den
Großen Senat zu leiten." |
Herr Pick ergänzt diesen Antrag, daß andere Anträge an
den Großen Senat, betreffend Grundordnungsänderungen, die




4, Wahlverfahren für dieStändigen Einheiten
Herr Güth erläutert die Vorlage der eingesetzten Kommis-
sion (s. Anlage 2 zur Niederschrift).
Herr Stute weist darauf hin, daß durch die Aufnahme der
aus Beiträge Dritter bezahlien Personen als Mitglieder der
Ständigen Einheiten kein Rechtsverhältnis zur Universität
hergestellt werde. Die Ständige Einheit erhalte auch keine
Einwirkungsmöglichkeit auf deren Dienstverhältnis.
Herr Volkmann schlägt vor, die Wahlen geheim vorzusehen.
Herr Dosse ist dazu der Auffassung nur dann, wenn ein Mit-
glied den Antrag stelle, soll geheim abgestimmt werden. Dem
schließt sich die GOV einstimmig an. Außerdem wird der Vor-
schlag der Kommission, Anlage 2, ‚einstimmig angenommen.
5. Wahlverfahren für den Senat
Der Vorschlag der Kommission, s. Anlage 3, wird erläutert
und diskutiert. Die GOV ist einstimmig dafür, die indirekte
Wahl, entsprechend dem Vorschlag II der Kommission vorzusehen.
6. Bildung von Vertrr“-— ---ammlungen
In der Grundordnung soll vorgesehen werden, daß alle Gruppen
des Lehrkörpers Vertreterversammlungen für die Wahl ihrer Ver-
treter in den Ständigen Einheiten und den Senaten durchführen
können. Die Gruppen sollen sich auch eine Satzung geben können,
die der Zustimmung des Senats bedarf. Die Vertretung der Stu-
dentenschaft wird in der Satzung der Studentenschaft, die nach
$ 50 HSchG sich eine Satzung geben muß, geregelt. Diese Vor-
schläge werden einstimmig angenommen. m
9. Grundstruktur der Universitätseinrichtungen
Herr Kammerer erläutert den Gesetzestext, und zwar vor allem .
die $$ 6, 12 und 17. Er bejaht nochmals die rechtliche Möglichkeit




Grundordnung. Eine zu detaillierte Regelung sei allerdings
nicht möglich, weil dann dem Recht des Verwaltungsrats auf
Erlaß von Verwaltungs- und Benutzungsordnungen vorgegriffen
werde. Es wäre aber möglich, Grundsätze für solche Ordnungen
aufzustellen, die für alle Universitätseinrichtungen gleich-
mäßig Gültigkeit haben können. Bei der unterschiedlichen Grö-
ße der Universitätseinrichtungen an unserer Universität sieht
er kaum eine Möglichkeit für die Aufstellung von Grundsätzen,
die für alle passen.
OD
Herr Nitschke stellt folgenden Antrag:
Jede Universitätseinrichtung muß sich innerhalb
von 6 Monaten nach Erlaß der Grundordnung eine
Ordnung geben, die vom Verwaltungsrat erlassen
wird. ;
Die Ordnung, in der auch die Verwaltungs- und Be-
nutzungsordnung der Einrichtung geregelt wird,
wird von einer Versammlung vorgeschlagen. Zu der
Versammlung gehören alle Angehörigen des Lehrkör-
pers nach $ 16 mit gleichem Stimmrecht.
In der Ordnung muß geregelt werden, ob ein turnus-
mäßiger Wechsel der Lehrstuhlinhaber oder eine
kollegiale Leitung aller lebenslänglich, hauptamt-
lich an der Universität Beschäftigten (S 16 Abs. 1
Ziffer 1 und 2) vorgesehen werden soll.
Herr Nitschke erläutert seinen Vorschlag vor allem für die
Universitätseinrichtungen, in denen nur 1 Lehrstuhlinhaber da
ist. Dann könnten auch Wissenschaftliche Räte in den turnus-
mäßigen Wechsel mit einbezogen werden. Wenn kein Wissenschaft-
licher Rat da sei, dann seien es zwingende Gründe. nach S 6
Abs. 3 HSchG, die einer kollegialen oder turnusmäßig wechseln-
den Leitung entgegenstünden.
Herr Dosse schlägt vor, nur vorzusehen: Die Zuständigkeit des
Senats für die Gründung, Veränderung und Aufhebung von Univer-
sitätseinrichtungen. Herr Spanka möchte in Ziffer 2 des Antrags
Nitschke_ ergänzt haben, daß an der Vertreterversammlung auch
Studenten und technische Angestellte teilnehmen. Dem stimmt
Herrn Nitschke zu. Herr Volkmann weist darauf hin, daß nach
HSchG der Verwaltungsrat die Ordnung erläßt, also an die Vorlage
fs
nicht gebunden ist. Herr Wagner begrüßt den Antrag
Nitschke, ist aber der Auffassung, daß in die kollegiale
Leitung nicht nur die in $ 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 ge-
nannten Personen einbezogen werden sollen. Herr Blenke
möchte die kollegiale Leitung erweitert wissen um Abteilungs-
leiter in großen technischen Instituten, gleichgültig, wel-
che beamtenrechtliche Stellung die Betreffenden haben.
Herr Barner fragt, warum beim turnusmäßigen Wechsel nur
Lehrstuhlinhaber beteiligt sein sollen. Seiner Meinung nach
könnten es auch die in $ 16 Abs. 1 Ziffer 2 Aufgeführten tun.
Er fragt, wenn nur 1 Lehrstuhlinhaber. da Sei, warum nicht
auch wissenschaftliche Assistenten mit in die kollegiale
Leitung aufgenommen werden könnten. Man solle dies fallweise
vorsehen. Herr Lambert weist darauf hin, daß bei Neuberufun-
gen erhebliche Schwierigkeiten entstehen könnten, daher solle
der Verwaltungsrat die Ordnungen aufheben können, wenn eine
Neuberufung durchgeführt wird. Herr Nitschke ist mit der Auf-
nahme dieses Vorschlags in seinem Antag einverstanden.
Herr Springer möchte, daß in der Vertreterversammlung auch
Studenten mitwirken, soweit sie Diplomkandidaten sind und an
einem bestimmten Institut arbeiten. Herr Runge ist der Auffas-
sung, daß bei derturnusmäßig wechselnden oder kollegialen Lei-
tung kein Unterschied zwischen den Universitätslehrern gemacht
werden könne. Er weist dazu wie zum wiederholten Male auf $ 17
Abs. 1 des HSchG hin.
Herr Bach vermißt bei dem bisherigen Vorschlag die Erleich-
terung bzw. Förderung von Zusammenschlüssen bisheriger Univer-
sitätseinrichtungen. Herr Knauer möchte den Antrag Nitschke in
Ziffer 2 so formuliert haben;
Zur Versammlung der Einrichtung gehören alle Angehörigen
nach $ 16 Abs. 1 und 2 sowie leitende technische Angestellte
und 2 Vertreter der Studentenschaft, die von der zugehörigen
Fachschaft benannt werden. Herr Pick ist der Auffassung, daß
Studentenvertreter nicht in der Versammlung sein sollen. Sie
sollten vom Verwaltungsrat vor Erlaß der Ordnung gehört werden.
Herr Hunken ist gegen den Antrag Nitschke, weil es in einem Groß-
institut unmöglich sei, alle wissenschaftlichen Angestellten in
gleicher Weise an einer Institutsversammlung zu beteiligen. Das
könne niemals funktionieren. Er stellt daher den Antrag, daß




Zu der Vc:‘ ammlung gehören alle Universitäts-
lehrer nach $ 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2, weiter alle Ab-
teilungsleiter der Universitätseinrichtung und Vertreter
der übrigen wissenschaftlichen Mitarbeiter der Studenten
und technischen Angestellten in gleicher Zahl, wie die Ab-
teilungsleiter.
Herr Bertram möchte den Antrag Nitschke in Ziffer 3 wie
folgt geändert haben:
Den Personenkreis für die Leitung der Universitätsein-
richtung bestimmt die Versammlung nach Ziffer 2.
Herr Götz ist der Auffassung, daß Ziffer 1 des Antrags
Nitschke auf 1 Jahr ohne Übergar--regelung verlängert werden
soll. |
Böcker stellt folgenden Antrag:
Jede Universitätseinrichtung muß (soll) innerhalb
1/2 Jahres nach Erlaß der Grundordnung beim Ver-
waltungsrat eine Ordnung, die Verwaltung und Be-
nutzung der Universitätseinrichtung regelt, zur
Genehmigung vorlegen.
Die Ordnung muß vorschreiben, welcher Teil des Lehr -
körpers, evtl. eingeschränkt auf S$ 16 Abs. 1 Ziffer
1 und 2, die Leitung ausübt und ob die Leitung kolle-
gial oder turnusmäßig wechselnd durchgeführt wird.
Vor Vorlage der Ordnung hat die Leitung der Univer-
sitätseinrichtung die an der Universitätseinrichtung
tätigen Mitglieder des Lehrkörpers, die in der zu-
ständigen Ständigen Einheit mitwirkenden Studenten-
vertreter und die Vertreter der Bediensteten der Uni-
versitätseinrichtung, in einer Institutsversammlung
anzuhören. Die Auffassung der Institutsversammlung
ist dem Verwaltungsrat mitzuteilen.
Herr Runge wiederholt seine Auffassung, daß in Ziffer 3 des
Antrags Nitschke alle Universitätslehrer ohne Einschränkung für
die Leitung vorgesehen werden sollen. .
Ein Meinungsbild über die Mehrheit für die bisherigen An-
träge ergibt, daß für den Antrag Nitschke 19_Anwesende stimmen
würden. Der Antrag Nitschke wird nun Punkt für Punkt behandelt;
Ziffer 1: Einstimmig angenommen. Bei der Frage, ob 1/2 Jahr
oder 1 ganzes Jahr bis zur Vorlage des Vorschlags an den Verwal-





‘3 dagegen bei 1 Enthaltung.
Ein Zusatzantrag von Herrn Barner, wonach der Verwaltungs -
rat die Ordnungen spätestens 1 Jahr nach Inkrafttreten der
Grundordnung erlassen muß, und wenn eine Universitätseinrich-
tung keinen Vorschlag macht, die Ordnung allein erläßt, wird
einstimmig angenommen.
Ziffer 20 P0U-)
Die Vorlage der Verwaltungs- und Benutrvrnesordnung wird von
der Universitätseinrichtungsversammlung beschlossen, wird mit
19 Ja-Stimmen und 1 Gegenstimme angenommen. Sn
Herr Hunken kommt auf seinen vorherigen Antrag zurück, wonach
Institute, die eine Gliederung in Abteilungen haben, eine andere
Regelung erhalten sollen. )
Herr Güth schlägt vor, daß dies in den Instituten ermöglicht
werden soll, deren Versammlung aus mehr als 20 Personen bestehen.
In diesem Falle müsse eine repräsentative Vertretung genügen.
Dafür 15, 3 dagegen bei 2 Enthaltungen, angenommen.
Die Formulierung
"zur Versammlung gehören alle Angehörigen des Lehr-
körpers nach $ 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 sowie 3 leiten-
de technische Angestellte und 2 Vertreter der Studenten-
schaft, die von der Fachschaft benannt werden",
erhält 16 Ja-Stimmen bei 1 Gegenstimme und 3 Stimmenthaltun-
gen
Ein Zusatzantrag:
"Die Versammlung muß von dem derz-itigen Leiter der Einrich-
tung einberufen werden",
erhält 19 Ja-Stimmen bei 1 Enthaltung und ist angenommen.
Ziffer 3: a
"In der Ordnung muß geregelt werden, ob turnusmäßiger
Wechsel der Leitung durch Lehrstuhlinhaber oder kollegiaäle
Leitung aller auf Lebenszeit an der Univorritätseinrichtung
beschäftigten Universitätslehrer nach $ 16 Abs. 1 und Abtei-
lungsleiter erfolgt."
Gegenantrag Runge:
"Alle in S$S 16 Abs. 1
Zusatz Bertram:
"Die Versammlung bestimmt, wer Leiter sein soll."
Hinweis Barner:





lehrer da ist, dann sollen Angehörige des Lehrkörpers
nach S 16 Abs. 2 dabei sein können."
Herr Pick möchte diesen Fall des Einmann-!.-” --Auhls
später geregelt wissen. © A
Der Vorschlag Runge wird mit ’1 Ge“ -ngtimme abgelehnt.
Antrag Wagner:
Kollegiale Leitung mindestens aller auf Lebenszeit an
der Universitätseinrichtung tätigen Hochschullehrer wird
bei 5 Ja-Stimmen mit 13 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen
abgelehnt. | |
Dem Antrag Nitschke wird mit 15 Ja-Stimmen bei 3 Gegen-
stimmen und 2 Enthaltungen zugestimmt.
Anschließend wird klargestellt, daß die vorstehende Rege-
lung sich nicht auf zentrale Einrichtungen (z. B. Hochschul-
bibliothek, Recheninstitut und Institut für Leibesübungen)
beziehen kann.
Ein weiterer Antrag Barner auf Erweiterung des Personen-
kreises auf die apl. Professoren wird bei 17 Gegenstimmen,
mit 2 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung abgelehnt.
Herr Volkmann stellt den Antrag:
"Bei der Neuberufung eines Hochschullehrers gemäß $ 16
Abs. 1 Ziffer 2 kann der Verwaltungsrat eine Nevfassung der
Ordnung beschließen." N
Herr Nitschke erweitert diesen Antrag:
"Bei der Neuberufung eines Universitäts” »hrers nach S 16
Abs. 1 Ziffer 1 muß der Verwaltungsrat die Ordnung neu be-
Schließen."
Diesem Antrag wird bei @Q-.
zugestimmt.
Herr Güth stellt den Antrag; in Großinctituten eine reprä-
sentative Vertretung in Folgender Weise festzulegen:
Zu der Vertreterversammlung gehören die Universitätslehrer
nach $ 16 Abs.1 und $ 16 Abs. 2 Ziffer 2 und je 2 Vertreter der
Assistenten,der wissenschaftlichen Angestellten, der Studenten
und des technischen Personals, entsprechend der Zusammensetzung
der Ständigen Einheit (wie früher beschlossen). '







Herr Wagner stellt den Antrag wie vorher, nur ohne
$ 16 Abs. 2 Ziffer 2.
Dieser Antrag wird mit 11 Ja-Stimmen, bei 6 Nein-Stimmen
und 3 Enthaltungen angenommen. }
Herr Volkmann beantragt:
"Wenn die Versammlung über 20 Mitglieder umfaßt, dann
bestimmt die Ständige Einheit die repräsentative Vertretung.!
Dieser Antrag wird bei 8 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen und
7 Enthaltungen abgelehnt.
Herr Götz modifiziert den Antrag Volkmann, daß anstelle der
Ständigen Einheit der Verwaltungsrat bestimmen soll.
Dieser Antrag erhält 6 Ja-Stimmen, bei 10 Nein-Stimmen und
3 Enthaltungen,damitabgelehnt.
Herr B tramstelltfolgendenAnt ag:
"In denFällen,in enrP so enkreis(A tragNitschk )
eine kollegialeLeitungnichtrmö l cht(wennur1P sonda
ist), mußderP sonenkreissukzessiveerweit rtw d ,umMit-
glieder desL hrkörpersnachS16Ab .Z ffer5, nach$S
Abs. 2Ziffer-4,undzwarjew ilsbisu."
Für diesenAntragsi d16Ja-Stimmenbei3G genstimmenund
L Enthaltung,angenommen.
Folgender Antrag Nitschke wird in 3. Lesung Zur Abstimmung
zestellt: ;
Lo Jede Universitätseinrichtung muß innerhalb von
6 Monaten nach Inkrafttreten der Grundordnung dem
Verwaltungsrat einen Vorschlag für eine Ordnung,
in der die Verwaltung und Benutzung der Einrichtung
geregelt ist, vorlegen. Der Verwaltungsrat muß die
Ordnungen spätestens 1 Jahr nach dem Inkrafttreten
der Grundordnung beschließen. Für die Universitäts-
einrichtungen, die keinen Vorschlag vorlegen, erläßt
der Verwaltungsrat innerhalb eines Jahres nach In-
krafttreten der Grundordnung eine Ordnung nach An-
hörung der Angehörigen des Lehrkörpers, der Vertreter
der zuständigen Fachschaft Sowie von Vertretern, der
an den Einrichtungen tätigen Bediensteten.
Die Vorlage der Verwaltungs- und Benutzungsordnung
an den Verwaltungsrat wird von der Universitätsein-
richtungsversammlung beschlossen. Zu dieser Versamm-
lung gehören alle Angehörigen des Lehrkörpers
nach $ 16, bis zu 3 Vertreter: des technischen
Personals und 2 Vertreter. der Studentenschaft,
die von der Fachschaft benannt werden. Die Ver-
sammlung muß von dem derzeitigen Leiter der Ein-
richtung einberufen werden. In Universitätsein-
richtungen, deren Vollversammlung mehr als 20 Per-
sonen umfassen, muß eine repräsentative Vertretung
erfolgen, entsprechend der vorgesehenen Regelung
bei den Ständigen Einheiten. \
In der Ordnung muß geregelt werden, ob ein turnus-
mäßiger Wechsel der Lehrstuhlinhaber oder eine kolle-
giale Leitung aller auf Lebenszeit an der Universi-
tätseinrichtung beschäftigten Universitätslehrer ge-
mäß S$ 16 Abs. 1 Ziffer 1 und 2 und der etwa vorhan-
denen Abteilungsleiter erfolgt. In Fällen, in denen
die Zahl der vorhandenen Personen eine kollegiale Lei-
tung nicht zuläßt (weniger als 2) muß der Personen-
kreis sukzessive erweitert werden. Zunächst um $ 16
Abs. 1 Ziffer 5, dann um $ 16 Abs. 2 Ziffer 2 - 4.
Bei Neuberufung eines Universitätslehrers nach S 16
Abs. 1 Ziffer 1 muß der Verwaltungsrat die Ordnung
der Universitätseinrichtung, zu der der Betreffende
gehört, neu beschließen.
N
Für diesen Antrag stimmen 19 Mitglieder, keine Gegenstimme
und 1 Enthaltung, damit angenommen.
Punkt_8 a_: Verfahren zur Bildung von Univerritätseinrich-
tungen |
Herr Dosse stellt den Antrag bezüglich S 6 Abs. 1 Ziffer 2
HSchG:
"Auflösung, Veränderung und Neugründung von Univer-itätsein-
richtungen können von Universitätseinrichtungen über die zu-
ständige Ständige Einheit an den Senat oder von der zuständigen
Ständigen Einheit beim Senat beantragt werden."
Dem Antrag stimmen 19 Mitglieder zu, keine Gegenstimme,
| Enthaltung, angenommen.
Punkt Verschiedenes




"Betr.: Schlußbestimmung. Diese Grundordnung gilt für
eine Frist von 4 (2) Jahren als vorläufig. Danach beschließt
der Große Senat über die. endgültige Inkraftsetzung."





Herr Güth fragt, ob die vorstehend genannte Regelung der
Ordnung für die Universitätseinrichtungen auch für die Institu-
te an der Universität gelte, z. B. für die Materialprüfungsan-
stalten. Herr Kammerer weist darauf hin, daß die Materialprü-
fungsanstalten Einrichtungen der Universität seien, daher die
vorgenannten Ordnungen auch für sie Gültigkeit hätten. Dagegen
könne die Grundordnung nicht eingreifen in Institute an der Uni-
versität, die rechtlich selbständig sind. ;
Herr Kammerer erhält den Auftrag, für das Hearing am
25. 10. 1968 und die 1. Lesung am 1. und 2. 11. 1968 die
bisherigen Beschlüsse in SS zu formulieren.
Herr Bertram bittet, bei der Versendung der bisherigen Nie-
derschriften an die Institute darauf hinzuweisen, daß sie für
alle Mitarbeiter zugänglich gemacht werden sollen.
Herr Weller verliest den Entwurf eines Presse-Kommuniques,
dem die GOV zustimmt. )
Die nächste Sitzung wird auf den 25. 10. 1968 wie besprochen,
einberufen. In dieser Sitzung soll ein Hearing durchgeführt wer-
den.
gez.: Blenke gez.: von Loeper (1. Tag)
Stellvertretender gez.:; Kammerer (2. Tag)
SchriftführerVorsitzender
Anlage 1
(Antrag I wurde am 4. 10. 1968 zurückgezogen)
Antrag Bach, Barner, Bertram, Güth zur Zusammensetzung
der Vertretung der Universitätreinrichtungen und der Stän-




{1) Die Univer-*+"*-.inrichtungen werden kollegial geleitet.
Organe der kollegialen Leitung sind in der Regel der In-
stitutsrat und der geschäftsführende Direktor, in Aus-
nahmefällen ein Dreierdirektorium.
(2) Dem Institutsrat gehören mit gleichem Stimmrecht an
a) Kraft Amtes sämtliche in der Universitätseinrichtung
tätigen Angehörigen des Lehrkörpers nach 8 16 (1),
Nr. 1, 2, 4, 5, 6, S$ 16 (2), Nr. 2 sowie diejenigen
Angestellten, die eine Abteilung leiten,
durch Wahl je eine der Zahl der (der Universitätsein-
richtung angehörenden) ordentlichen Professoren ent-
sprechende Anzahl von Vertretern
1. der Assistenten und wissenschaftlichen Angestellten,
2. der in der Universitätseinrichtung tätigen Studenten
sowie ein Vertreter des technischen Personals. .
c) Der Institutsrat kann beschließen, einzelnen Angehörigen
des Lehrkörpers nach $S 16 (1) Nr. 3 Sitz und Stimme im
Institutsrat zu verlangen.
(3) Der Institutsrat wählt aus dem Kreis der ihm angehörenden
Universitätslehrer für die Dauer eines Jahres den geschäfts-
führenden Direktor. Wiederwahl ist möglich.
Gehört der Universitätseinrichtung nur ein Universitätslehrer
an, so tritt an die Stelle von Institutsrat und geschäfts-
führenden Direktor ein Dreierdirektorium. Dieses besteht aus
dem Universitätslehrer sowie je einem gewählten Vertreter des
Lehrkörpers nach $ 16 (2) sowie der in der Universitätsein-
richtung tätigen Studenten. Der Universitätslehrer übernimmt
die Position des geschäftsführenden Direktors. Der gewählte
Vertreter des Lehrkörpers nach $ 16 (2) muß unmittelbar der
Ständigen Einheit für Forschung und Lehre zugeordnet
sein. Sein Vorgesetzter ist der Dekan.
Gehört eine‘ Universitätseinrichtung mehreren Ständigen
Einheiten für Forschung und Lehre an, so kann der In-
stitutsrat für die Vertretung in den verschiedenen
Ständigen Einheiten für Forschung und Lehre neben dem
geschäftsführenden Direktor zu dessen Entlastung aus dem
Kreis seiner Mitglieder Vertreter wählen.
(6) Der Institutsrat beschließt über die Verwendung der Haus-
haltsmittel, die Besetzung von Personalstellen, soweit dies
nicht durch das Hochschulgesetz oder die Grundordnung an-
ders geregelt ist sowie über die Planung von Forschung und
Lehre. Der geschäftsführende Direktor führt die laufenden
Geschäfte. Er ist an die Beschlüsse des Institutsrats ge-
bunden.
II. Ständige Einheiten für Forschung und Lehre
Ar
(1) Organe der Ständigen Einheit für Forschung und Lehre sind
der Dekan, die Vertretung und die erweiterte Vertretung.
(2) Der Vertretung gehören mit gleichem Stimmrecht an |
a) Kraft Amtes der Dekan sowie die geschäftsführenden
Direktoren der Universitätseinrichtungen bzw. deren
Stellvertreter,
durch Wahl je eine der Anzahl der Universitätsein-
richtungen entsprechende Zahl von Vertretern der Uni-
versitätslehrer, der Angehörigen des Lehrkörpers nach
S 16 (2) sowie der Studenten, ferner ein Vertreter des
technischen Personals.
(3) Zur Wahl des Dekans und zur Entgegennahme seines Rechen-
schaftsberichts wird die Vertretung um. die sämtlichen Mit-
glieder des Lehrkörpers nach S 16 (1) Nr. 1, 2, 4, 5 und 6
erweitert. Die erweiterte Vertretung hat ferner ein Vetorecht
bei Fragen der Berufungen und Habilitatbnen. Sie muß zur
Behandlung von Berufungs- und Habilitationsfragen auf Antrag
eines ihrer Mitglieder einberufen werden.
Anlage 2
Betr.: Punkt 4 der Niederschrift




Die Studentenvertr:ter werden durch die jeweils zuständigen
Fachschaften gewählt. Das Wahlverfahren wird in der Satzung
der Studentenschaft geregelt.
Akademische Mitarbeiter:
Die Vertreter der akademischen Mitarbeiter werden in einer
Vollversammlung der akademischen Mitarbeiter der Seful ge-
wählt. Die Wahlvorschläge, die nur einen Namen enthalten
dürfen, müssen von mindestens 5 Wahlberechtigten unterzeich-
net sein. Wahlberechtigt sind alle Mitglieder des Lehrkör-
pers nach $S 16 (2), Ziffer 2 - 4 sowie die aus anderen Mit-
teln vergüteten wissenschaftlichen Angestellten, die nicht
in einem direkten Dienstverhältnis zur Hochschule stehen;
oder die an einem von einem Ordinarius geleiteten Institut
in der Hochschule tätig sind, wenn diese Angestellten haupt-
amtlich für die Hochschule arbeiten. Das gleiche gilt für
die geprüften wissenschaftlichen Hilfskräfte und Dissertations
stipendiaten, wenn sie wenigstens halbtägig und 1 Jahr in der
Hochschule tätig sind.
Die Wahl der Vertreter in der Versammlung erfolgt im 1. Wahl-
gang mit absoluter Mehrheit der Anwesenden, im 2. Wahlgang
mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit von Spitzenkan-
didaten im 2. Wahlgang erfolgt eine Stichwahl zwischen diesen.
Technisches- und Verwaltunsspersonal:
ILa
Die Vertreter des technischen und Verwaltungspersonals werden
ebenfalls in einer Vollversammlung der Angehörigen dieser
Gruppe in der Seful gewählt. Sinngemäß gelten die Bestimmungen
von 2.
Anlage 3
Betr.: Punkt 5_der Niederschrift
Wahl der Vertreter zum (Kleinen) Senat
Möglichkeit_I:
Direkte Persönlichkeitswahl in allen 4 Gruppen, organisato-
risch verbunden mit der Wahl der Vertreter im Großen Senat.
Wahlordnung analog S$ 66 HSchG, jedoch ohne Listen. Wahlvorschlä-
ge dürfen nur 1 Namen enthalten. Gewählt sind jeweils die drei
Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten.
Möglichkeit II:
Indirekte Wahl der Studentenvertreter im Studentenparlament,
der Mittelbau-Vertreter in der Vertreterversammlung des Akade-
mischen Mittelbaues. Direkte Wahl der Dozentenvertreter in der
Vollversammlung der Dozenten, der Professorenvertreter in der
Vollversammlung der Professoren. Wahlvorschläge entsprechen
Möglichkeit I mit nur 1 Namen. Die Versammlungen sind beschluß-
fähig, wenn die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. ;
Die Wahl der Vertreter in der Versammlung erfolgt im 1. Wahl-
gang mit absoluter Mehrheit, im 2. Wahlgnng mit einfacher Mehr-
heit. Bei Stimmengleichheit von Spitzenkandidaten im 2. Wahl-
gang erfolgt eine Stichwahl zwischen diesen. Jedes anwesende
Mitglied hat soviel Stimmen, wie Sitze. zu verteilensind.
Eine Verankerung des Studentenparlaments und der Vertreter-
versammlung des Akademischen Mittelbaues als Wahlgremien in der
Grundordnung ist hier notwendig. Beide Gruppen wünschen jedoch
auch bei Bevorzugung von Möglichkeit I eine derartige Verankerunr.
